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Verordnung über den Schutz der „2 Dorfeichen in Enzenried“ auf dem Gebiet 
des Marktes Neukirchen- Balbini (Landkreis Schwandorf) als Naturdenkmal 

 
Aufgrund § 28 Abs. 1, § 22 Abs. 2 Satz 1, § 20 Abs. 2 Nr. 6 des Gesetzes über 

Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz, BNatSchG) vom 29. Juli 
2009 (BGBl. I, S. 2542), Art. 12 Abs. 1, Art. 51 Abs. 1 Nr. 4 und Abs. 2 Satz 1, Art. 43 
Abs. 2 Nr. 3 des Bayerischen Naturschutzgesetzes (BayNatschG) (BayRS 71-1-UG), in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Februar 2011 (GVBl. 2011, Nr. 4, S. 82) 
erlässt das Landratsamt Schwandorf folgende Verordnung: 

 
§ 1 Schutzgegenstand 

 

(1) Die auf dem Grundstück Flurnummer 284 der Gemarkung Hansenried vorhandenen 
2 Eichen werden als Naturdenkmal geschützt. Mitgeschützt wird die Umgebung 5 m 

über den jeweiligen Kronenrand hinaus, soweit sich dieser Bereich auf den Dorfplatz 
um die Bäume auf Fl.Nr. 284 der Gemarkung Hansenried erstreckt. Die 
Verkehrsflächen sind davon ausgenommen.  

(2) Das Naturdenkmal erhält die Bezeichnung „2 Dorfeichen in Enzenried“. 
(3) Die Lage des Naturdenkmals ist in Karten im Maßstab M 1:2500 und M 1:10000 

eingetragen, die beim Landratsamt Schwandorf – untere Naturschutzbehörde – 
niedergelegt sind. Sie sind dort während der Öffnungszeit allgemein zugänglich. Die 
Karten (Anlagen) sind Bestandteile dieser Verordnung. 

 
§ 2 Schutzzweck 

 
Zweck der Inschutznahme als Naturdenkmal ist es, den in § 1 dieser Verordnung 
genannten Schutzgegenstand wegen seines ortsbildprägenden Charakters zu erhalten. 

 
§ 3 Verbote 

 
(1) Es ist verboten, ohne Genehmigung des Landratsamtes Schwandorf – untere 

Naturschutzbehörde – das Naturdenkmal zu entfernen, zu zerstören oder zu 

verändern, insbesondere Eingriffe vorzunehmen, die zu einer Zerstörung, 
Beschädigung oder nachhaltigen Störung des Naturdenkmals führen können. 

(2) Es ist im Bereich des Schutzgegenstandes nach § 1 Absatz 1 dieser Verordnung 
insbesondere verboten, 

1. die Bodenoberfläche durch Abgraben, Verdichten, Auffüllen, Versiegeln sowie 
Ablagern von Gegenständen aller Art zu verändern oder auf sonstige Weise zu 
beeinträchtigen, 

2. die Rinde oder das Wurzelwerk zu verletzen, 
3. Totalherbizide zur ganzflächigen Unkrautbekämpfung zu verwenden, 

4. jegliche Veränderungen des Wasserhaushaltes vorzunehmen, 
5. bauliche Anlagen jeglicher Art zu errichten, 
6. ober- oder unterirdisch geführte Draht-, Kabel- oder Rohrleitungen zu errichten 

oder zu verlegen oder Masten und Unterstützungen aufzustellen sowie 
Drahtüberspannungen vorzunehmen, 

7. Schilder, Bild- oder Schrifttafeln, Anschläge oder Schaukästen oder sonstige 
Markierungen anzubringen. 

 

§ 4 Ausnahmen 
Ausgenommen von den Verboten nach § 3 dieser Verordnung sind: 
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1. die der Erhaltung des Naturdenkmals dienenden Maßnahmen, insbesondere 
Schutz- und Pflegemaßnahmen. Diese Maßnahmen sind dem Landratsamt 

Schwandorf – untere Naturschutzbehörde – mindestens zwei Wochen vorher 
anzuzeigen und mit dieser abzustimmen, 

2. unaufschiebbare Sicherungsmaßnamen, die zur Abwehr einer unmittelbar 
drohenden Gefahr für Leben, Gesundheit oder bedeutende Sachwerte 
erforderlich sind. Diese Maßnahmen sind dem Landratsamt Schwandorf – untere 

Naturschutzbehörde – soweit möglich rechtzeitig vor deren Durchführung, 
ansonsten nachträglich unverzüglich anzuzeigen, 

3. das Aufstellen oder Anbringen von Zeichen oder Schildern, die auf den Schutz 
oder die Bedeutung des Naturdenkmals hinweisen, wenn die Maßnahme auf 
Veranlassung oder mit Einverständnis des Landratsamtes Schwandorf als untere 

Naturschutzbehörde erfolgt. 
 

§ 5 Befreiung 
(1) Das Landratsamt Schwandorf kann im Einzelfall eine Befreiung von § 3 dieser 

Verordnung erteilen, wenn 

1. dies aus Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses, einschließlich 
solcher sozialer und wirtschaftlicher Art, notwendig ist oder  

2. die Durchführung der Vorschriften im Einzelfall zu einer unzumutbaren 
Belastung führen würde und die Abweichung mit den Belangen von Naturschutz 
und Landschaftspflege vereinbar ist. 

(2) Die Befreiung kann an Nebenbestimmungen gebunden werden. Wird die Befreiung 
mit Nebenbestimmungen erteilt, kann eine Sicherheitsleistung gefordert werden. 

 
§ 6 Ordnungswidrigkeiten 

(1) Nach Art. 57 Abs. 1 Nr. 2 und Art. 12 Abs. 1 BayNatSchG kann mit Geldbuße bis zu 

50.000 € belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig einem Verbot im Sinne des 
§ 3 dieser Verordnung zuwiderhandelt. 

(2) Nach Art. 57 Abs. 1 Nr. 7 BayNatSchG kann mit Geldbuße bis zu 50.000 € belegt 
werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig einer vollziehbaren Auflage nach § 5 Abs. 2 
dieser Verordnung nicht nachkommt. 

 
§ 7 Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntgabe in Kraft. 
 

Schwandorf, 08.04.2024 
Landratsamt Schwandorf 
Ebeling 

Landrat 
 

Hinweis: 
Eine Verletzung der Vorschriften des Art. 52 Abs. 1 bis 6 BayNatSchG ist unbeachtlich, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung dieser Rechtsvorschriften 

schriftlich unter Angabe der Tatsachen, die die Verletzung begründen sollen, beim 
Landratsamt Schwandorf geltend gemacht wird. 

 
Anlagen: Dorfeichen in Enzenried 1:2500 und Dorfeichen in Enzenried 1:10000 
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Verordnung über den Schutz der „Dorflinde in Mitteraschau“ auf dem Gebiet 
der Stadt Neunburg v. W. (Landkreis Schwandorf) als Naturdenkmal 

 
Aufgrund § 28 Abs. 1, § 22 Abs. 2 Satz 1, § 20 Abs. 2 Nr. 6 des Gesetzes über 

Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz, BNatSchG) vom 29. Juli 
2009 (BGBl. I, S. 2542), Art. 12 Abs. 1, Art. 51 Abs. 1 Nr. 4 und Abs. 2 Satz 1, Art. 43 
Abs. 2 Nr. 3 des Bayerischen Naturschutzgesetzes (BayNatschG) (BayRS 71-1-UG), in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Februar 2011 (GVBl. 2011, Nr. 4, S. 82) 
erlässt das Landratsamt Schwandorf folgende Verordnung: 

 
§ 1 Schutzgegenstand 

(1) Die auf dem Grundstück Flurnummer 22 der Gemarkung Mitteraschau 

vorhandene Linde wird als Naturdenkmal geschützt. Mitgeschützt wird die 
Umgebung 5 m über den jeweiligen Kronenrand hinaus, soweit sich dieser 

Bereich auf die Grünfläche um die Linde auf Fl.Nr. 22 der Gemarkung 
Mitteraschau erstreckt. Die Verkehrsflächen sind davon ausgenommen.  

(2) Das Naturdenkmal erhält die Bezeichnung „Dorflinde in Mitteraschau“. 

(3) Die Lage des Naturdenkmals ist in Karten im Maßstab M 1:2500 und M 1:10000 
eingetragen, die beim Landratsamt Schwandorf – untere Naturschutzbehörde – 

niedergelegt sind. Sie sind dort während der Öffnungszeit allgemein zugänglich. 
Die Karten (Anlagen) sind Bestandteile dieser Verordnung. 

 

§ 2 Schutzzweck 
Zweck der Inschutznahme als Naturdenkmal ist es, den in § 1 dieser Verordnung 

genannten Schutzgegenstand wegen seines ortsbildprägenden Charakters zu erhalten.  
 

§ 3 Verbote 

(1) Es ist verboten, ohne Genehmigung des Landratsamtes Schwandorf – untere 
Naturschutzbehörde – das Naturdenkmal zu entfernen, zu zerstören oder zu 

verändern, insbesondere Eingriffe vorzunehmen, die zu einer Zerstörung, 
Beschädigung oder nachhaltigen Störung des Naturdenkmals führen können. 
(2) Es ist im Bereich des Schutzgegenstandes nach § 1 Absatz 1 dieser Verordnung 

insbesondere verboten, 
1. die Bodenoberfläche durch Abgraben, Verdichten, Auffüllen, Versiegeln sowie 

Ablagern von Gegenständen aller Art zu verändern oder auf sonstige Weise zu 
beeinträchtigen, 

2. die Rinde oder das Wurzelwerk zu verletzen, 
3. Totalherbizide zur ganzflächigen Unkrautbekämpfung zu verwenden, 
4. jegliche Veränderungen des Wasserhaushaltes vorzunehmen, 

5. bauliche Anlagen jeglicher Art zu errichten, 
6. ober- oder unterirdisch geführte Draht-, Kabel- oder Rohrleitungen zu errichten 

oder zu verlegen oder Masten und Unterstützungen aufzustellen sowie 
Drahtüberspannungen vorzunehmen, 

7. Schilder, Bild- oder Schrifttafeln, Anschläge oder Schaukästen oder sonstige 

Markierungen anzubringen. 
 

§ 4 Ausnahmen 
Ausgenommen von den Verboten nach § 3 dieser Verordnung sind: 

1. die der Erhaltung des Naturdenkmals dienenden Maßnahmen, insbesondere 

Schutz- und Pflegemaßnahmen. Diese Maßnahmen sind dem Landratsamt 
Schwandorf – untere Naturschutzbehörde – mindestens zwei Wochen vorher 

anzuzeigen und mit dieser abzustimmen, 
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2. unaufschiebbare Sicherungsmaßnamen, die zur Abwehr einer unmittelbar 
drohenden Gefahr für Leben, Gesundheit oder bedeutende Sachwerte 

erforderlich sind. Diese Maßnahmen sind dem Landratsamt Schwandorf – untere 
Naturschutzbehörde – soweit möglich rechtzeitig vor deren Durchführung, 

ansonsten nachträglich unverzüglich anzuzeigen, 
3. das Aufstellen oder Anbringen von Zeichen oder Schildern, die auf den Schutz 

oder die Bedeutung des Naturdenkmals hinweisen, wenn die Maßnahme auf 

Veranlassung oder mit Einverständnis des Landratsamtes Schwandorf als untere 
Naturschutzbehörde erfolgt. 

 
§ 5 Befreiung 

(1) Das Landratsamt Schwandorf kann im Einzelfall eine Befreiung von § 3 dieser 

Verordnung erteilen, wenn 
1. dies aus Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses, einschließlich 

solcher sozialer und wirtschaftlicher Art, notwendig ist oder  
2. die Durchführung der Vorschriften im Einzelfall zu einer unzumutbaren Belastung 

führen würde und die Abweichung mit den Belangen von Naturschutz und 

Landschaftspflege vereinbar ist. 
(2) Die Befreiung kann an Nebenbestimmungen gebunden werden. Wird die Befreiung 

mit Nebenbestimmungen erteilt, kann eine Sicherheitsleistung gefordert werden. 

 
§ 6 Ordnungswidrigkeiten 

(1) Nach Art. 57 Abs. 1 Nr. 2 und Art. 12 Abs. 1 BayNatSchG kann mit Geldbuße bis 
zu 50.000 € belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig einem Verbot im Sinne 
des § 3 dieser Verordnung zuwiderhandelt. 

(2) Nach Art. 57 Abs. 1 Nr. 7 BayNatSchG kann mit Geldbuße bis zu 50.000 € belegt 
werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig einer vollziehbaren Auflage nach § 5 Abs. 

2 dieser Verordnung nicht nachkommt. 
 

§ 7 Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntgabe in Kraft. 
 

Schwandorf, 08.04.2024 
Landratsamt Schwandorf 
Ebeling 

Landrat 
 

Hinweis: 
Eine Verletzung der Vorschriften des Art. 52 Abs. 1 bis 6 BayNatSchG ist unbeachtlich, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung dieser Rechtsvorschriften 

schriftlich unter Angabe der Tatsachen, die die Verletzung begründen sollen, beim 
Landratsamt Schwandorf geltend gemacht wird. 

 
Anlagen  
 

Dorflinde in Mitteraschau 1 : 2500 und Dorflinde in Mitteraschau 1 : 10000  
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Verordnung über den Schutz der „Roteiche am Friedhof in Premberg“ auf dem 
Gebiet der Stadt Teublitz (Landkreis Schwandorf) als Naturdenkmal 

 
Aufgrund § 28 Abs. 1, § 22 Abs. 2 Satz 1, § 20 Abs. 2 Nr. 6 des Gesetzes über 

Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz, BNatSchG) vom 29. Juli 
2009 (BGBl. I, S. 2542), Art. 12 Abs. 1, Art. 51 Abs. 1 Nr. 4 und Abs. 2 Satz 1, Art. 43 
Abs. 2 Nr. 3 des Bayerischen Naturschutzgesetzes (BayNatschG) (BayRS 71-1-UG), in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Februar 2011 (GVBl. 2011, Nr. 4, S. 82) 
erlässt das Landratsamt Schwandorf folgende Verordnung: 

 
§ 1 Schutzgegenstand 

(1) Die auf dem Grundstück Flurnummer 29 der Gemarkung Premberg vorhandene                            

Roteiche wird als Naturdenkmal geschützt. Mitgeschützt wird die Umgebung 5  m über 
den jeweiligen Kronenrand hinaus, soweit sich dieser Bereich auf den Rasenbereich um 

den Baum auf Fl.Nr. 29 der Gemarkung Premberg erstreckt. Die Verkehrsflächen 
(Wegeflächen) sind davon ausgenommen.  
(2) Das Naturdenkmal erhält die Bezeichnung „Roteiche am Friedhof in Premberg“. 

(3) Die Lage des Naturdenkmals ist in Karten im Maßstab M 1:2500 und M 1:10000 
eingetragen, die beim Landratsamt Schwandorf – untere Naturschutzbehörde – 

niedergelegt sind. Sie sind dort während der Öffnungszeit allgemein zugänglich. Die 
Karten (Anlagen) sind Bestandteile dieser Verordnung. 
 

§ 2 Schutzzweck 
Zweck der Inschutznahme als Naturdenkmal ist es, den in § 1 dieser Verordnung 

genannten Schutzgegenstand wegen seines ortsbildprägenden Charakters zu erhalten.  
 

§ 3 Verbote 

(1) Es ist verboten, ohne Genehmigung des Landratsamtes Schwandorf – untere 
Naturschutzbehörde – das Naturdenkmal zu entfernen, zu zerstören oder zu verändern, 

insbesondere Eingriffe vorzunehmen, die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder 
nachhaltigen Störung des Naturdenkmals führen können. 
(2) Es ist im Bereich des Schutzgegenstandes nach § 1 Absatz 1 dieser Verordnung 

insbesondere verboten, 
1. die Bodenoberfläche durch Abgraben, Verdichten, Auffüllen, Versiegeln sowie 

Ablagern von Gegenständen aller Art zu verändern oder auf sonstige Weise zu 
beeinträchtigen, 

2. die Rinde oder das Wurzelwerk zu verletzen, 
3. Totalherbizide zur ganzflächigen Unkrautbekämpfung zu verwenden, 
4. jegliche Veränderungen des Wasserhaushaltes vorzunehmen, 

5. bauliche Anlagen jeglicher Art zu errichten, 
6. ober- oder unterirdisch geführte Draht-, Kabel- oder Rohrleitungen zu errichten 

oder zu verlegen oder Masten und Unterstützungen aufzustellen sowie 
Drahtüberspannungen vorzunehmen, 

7. Schilder, Bild- oder Schrifttafeln, Anschläge oder Schaukästen oder sonstige 

Markierungen anzubringen. 
 

§ 4 Ausnahmen 
Ausgenommen von den Verboten nach § 3 dieser Verordnung sind: 

1. die der Erhaltung des Naturdenkmals dienenden Maßnahmen, insbesondere 

Schutz- und Pflegemaßnahmen. Diese Maßnahmen sind dem Landratsamt 
Schwandorf – untere Naturschutzbehörde – mindestens zwei Wochen vorher 

anzuzeigen und mit dieser abzustimmen, 



Amtsblatt 09 / 2024 Seite 12 

 

 

 

 

2. unaufschiebbare Sicherungsmaßnamen, die zur Abwehr einer unmittelbar 
drohenden Gefahr für Leben, Gesundheit oder bedeutende Sachwerte 

erforderlich sind. Diese Maßnahmen sind dem Landratsamt Schwandorf – untere 
Naturschutzbehörde – soweit möglich rechtzeitig vor deren Durchführung, 

ansonsten nachträglich unverzüglich anzuzeigen, 
3. das Aufstellen oder Anbringen von Zeichen oder Schildern, die auf den Schutz 

oder die Bedeutung des Naturdenkmals hinweisen, wenn die Maßnahme auf 

Veranlassung oder mit Einverständnis des Landratsamtes Schwandorf als untere 
Naturschutzbehörde erfolgt. 

 
§ 5 Befreiung 

(1) Das Landratsamt Schwandorf kann im Einzelfall eine Befreiung von § 3 dieser 

Verordnung erteilen, wenn 
1. dies aus Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses, einschließlich 

solcher sozialer und wirtschaftlicher Art, notwendig ist oder  
2. die Durchführung der Vorschriften im Einzelfall zu einer unzumutbaren 

Belastung führen würde und die Abweichung mit den Belangen von Naturschutz 

und Landschaftspflege vereinbar ist. 
(2) Die Befreiung kann an Nebenbestimmungen gebunden werden. Wird die Befreiung 

mit Nebenbestimmungen erteilt, kann eine Sicherheitsleistung gefordert werden. 
 

§ 6 Ordnungswidrigkeiten 

(1) Nach Art. 57 Abs. 1 Nr. 2 und Art. 12 Abs. 1 BayNatSchG kann mit Geldbuße bis 
zu 50.000 € belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig einem Verbot im Sinne 

des § 3 dieser Verordnung zuwiderhandelt. 
(2) Nach Art. 57 Abs. 1 Nr. 7 BayNatSchG kann mit Geldbuße bis zu 50.000 € belegt 

werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig einer vollziehbaren Auflage nach § 5 Abs. 

2 dieser Verordnung nicht nachkommt. 
 

§ 7 Inkrafttreten 
Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntgabe in Kraft.  
 

Schwandorf, 05.04.2024 
Landratsamt Schwandorf 

Ebeling 
Landrat  

 
 
Hinweis: 

Eine Verletzung der Vorschriften des Art. 52 Abs. 1 bis 6 BayNatSchG ist unbeachtlich, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung dieser Rechtsvorschriften 

schriftlich unter Angabe der Tatsachen, die die Verletzung begründen sollen, beim 
Landratsamt Schwandorf geltend gemacht wird. 
 

 
 

 
 
 

 
Anlagen: Roteiche am Friedhof in Premberg 1 : 2500 und Roteiche am Friedhof in 

Premberg 1 : 10000 
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Bekanntmachung über die Feststellung und Prüfung des Jahresabschlusses 
2022 des Zweckverbandes für Tierkörper- und Schlachtabfallbeseitigung 

Plattling 
 

1. Die Verbandsversammlung hat in ihrer Sitzung am 06.12.2023 den geprüften 
Jahresabschluss 2022 behandelt und folgenden Beschluss gefasst: 
Die Verbandsversammlung stellt den Jahresabschluss des ZTS Plattling für das 

Wirtschaftsjahr 2022 fest. Der Jahresgewinn in Höhe von 1.695.206,96 € wird auf 
neue Rechnung vorgetragen. 

2. Der Bayerische Kommunale Prüfungsverband München hat den Jahresabschluss 
2022 geprüft und folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
(auszugsweise) erteilt: 

Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers: 
Wir haben den Jahresabschluss des Eigenbetriebs des Zweckverbandes für 

Tierkörper- und Schlachtabfallbeseitigung Plattling/ZTS-Betrieb Plattling - 
bestehend aus der Bilanz zum 31.12.2022 und der Gewinn- und Verlustrechnung 
vom 01.01.2022 bis zum 31.12.2022 sowie dem Anhang, einschließlich der 

Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber 
hinaus haben wir den Lagebericht des Eigenbetriebs des Zweckverbandes für 

Tierkörper- und Schlachtabfallbeseitigung Plattling/ZTS-Betrieb Plattling für das 
Wirtschaftsjahr vom 01.01.2022 bis 31.12.2022 geprüft. 
 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 
bestätigen wir nach § 7 Abs. 4 Nrn. 2 und 3 KommPrV: 

 
Die Buchführung und der Jahresabschluss entsprechen nach unserer 
pflichtgemäßen Prüfung den Rechtsvorschriften und der Betriebssatzung. Der 

Jahresabschluss vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage. Der Lagebericht steht im Einklang mit dem 
Jahresabschluss, entspricht den gesetzlichen Vorschriften, vermittelt insgesamt 
ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs und stellt die Chancen und 

Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 
Die wirtschaftlichen Verhältnisse wurden geprüft; sie geben keinen Anlass zu 

Beanstandungen. 
 

München, 28.07.2023 
Bayerischer Kommunaler Prüfungsverband 
Helmut Wiedemann 

Wirtschaftsprüfer 
3. Der Jahresabschluss 2022 liegt zusammen mit dem Lagebericht in der Zeit vom 

13.05.2024 bis 24.05.2024 während der allgemeinen Dienststunden in der 
Geschäftsstelle des Zweckverbandes, Wasinger Weg 12, 94447 Plattling, zur 
öffentlichen Einsichtnahme auf. 

 
Plattling, 08.03.2024 

Zweckverband für Tierkörper- und 
Schlachtabfallbeseitigung Plattling 
Bernd Sibler 

Verbandsvorsitzender 
Landrat 
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Haushaltssatzung 
des 

Landkreises Schwandorf 
für das Haushaltsjahr 2024 

 
Auf Grund der Art. 57 ff. der Landkreisordnung (LKrO) erlässt der Landkreis folgende 
Haushaltssatzung: 

 
I. 

 
§ 1  

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2024 wird hiermit 

festgesetzt; er schließt 
 

im Verwaltungshaushalt 
 in den Einnahmen und Ausgaben mit  187.117.525 € 
 

und 
 

im Vermögenshaushalt 
 in den Einnahmen und Ausgaben mit 34.903.671 € 
 

ab. 
 

§ 2  
Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen wird auf 5.161.309 € festgesetzt. 

 
§ 3  

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt wird 
auf 1.700.000 € festgesetzt. 
 

§ 4  

(1) Die Höhe des durch die sonstigen Einnahmen nicht gedeckten Bedarfs, der nach Art. 
18 ff. des Finanzausgleichsgesetzes (FAG) als Kreisumlage auf die kreisangehörigen 
Gemeinden umzulegen ist, wird für das Haushaltsjahr 2024 auf 96.074.133 € 

(Umlagesoll) festgesetzt.  
 

(2) Die Kreisumlage wird in Vomhundertsätzen aus nachstehenden, vom Bayer. 
Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung festgestellten Steuerkraftzahlen und 

Schlüsselzuweisungen bemessen: 
 

Grundsteuer A (ohne gemeindefreie Gebiete) 1.159.411 € 
Grundsteuer B  14.203.650 € 

Gewerbesteuer 81.846.615 € 
Einkommensteuerbeteiligung 80.856.379 € 
Gemeindeanteil am Aufkommen der Umsatzsteuer 11.703.300 € 

80 % der gemeindlichen Schlüsselzuweisungen 2023 28.580.947 € 
  

Summe der Umlagegrundlagen 218.350.302 € 
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(3) Die Umlagesätze für die Kreisumlage nach Art. 18 Abs. 3 FAG werden einheitlich auf 
44,00 v. H. festgesetzt.  
 

(4) Die Steuersätze (Hebesätze) für Steuern, die der Landkreis aus gemeindefreien 
Grundstücken erhebt, werden wie folgt festgesetzt:  

 
1. Grundsteuer für die land- und forstwirt- 

wirtschaftlichen Betriebe (A) 310 v. H. 
 

2. Grundsteuer für die Grundstücke (B) 310 v. H. 

 
3. Gewerbesteuer 400 v. H. 

 
§ 5  

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach 

dem Haushaltsplan wird auf 10.000.000 € festgesetzt. 
 

§ 6  
Die Haushaltssatzung tritt am 01. Januar 2024 in Kraft. 
 

II.  
Die Regierung der Oberpfalz hat die Haushaltssatzung 2024 rechtsaufsichtlich 

gewürdigt und die genehmigungspflichtigen Bestandteile mit Schreiben vom 
28.03.2024, Az. ROP-SG12-1512.1-6-11-10 ohne Auflagen genehmigt. 
 

III.  
Die Haushaltssatzung samt ihren Anlagen liegt bis zur nächsten amtlichen 

Bekanntmachung einer Haushaltssatzung im Landratsamt, Zimmer E 51, während der 
Dienststunden öffentlich zur Einsichtnahme auf (Art. 59 Abs. 3 Satz 3 LkrO). 
 

Schwandorf, 15.04.2024 
Landratsamt Schwandorf 

Ebeling 
Landrat 
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Allgemeinverfügung 
Allgemeine Vorschrift im Sinne von Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) 

Nr. 1370/20071) 
 des Landkreises Schwandorf  

über die Festsetzung des Deutschlandtickets einschließlich 
Ermäßigungsticket als Höchsttarif im Kalenderjahr 2024 

 

Hintergrund 
 

Bund und Länder haben sich darauf geeinigt, das im Jahr 2023 erfolgreich eingeführte 
Deutschlandticket als digitales und deutschlandweit gültiges Angebot für den 
öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) über das Jahr 2023 hinaus fortzuführen. Das 

bundesweit gültige Deutschlandticket ermöglicht den Fahrgästen mit einem einfachen 
und günstigen Angebot die Nutzung des ÖPNV und stellt einen Baustein für einen 

attraktiven ÖPNV dar. Aufgrund der beim Erlass der allgemeinen Vorschrift noch 
ausstehenden bundesweiten Entscheidungen zur Ausgestaltung des Deutschlandtickets 
im Jahr 2024 war entsprechend einem bundesweit abgestimmten Vorgehen die 

Umsetzung des Deutschlandtickets im Kalenderjahr 2024 nahezu flächendeckend 
zunächst bis zum 30. April 2024 vorgenommen worden. Die Verkehrsministerkonferenz 

hat mit Beschluss vom 22. Januar 2024 festgestellt, dass unter der Annahme der in der 
Konferenz der Regierungschefinnen und Regierungschefs mit Herrn Bundeskanzler vom 
6. November 2023 beschlossenen Übertragung der Finanzierungsmittel aus dem 

Kalenderjahr 2023 die von Bund und Ländern zur Verfügung gestellten Mittel auch ohne 
eine Anhebung des Deutschlandticketpreises im Kalenderjahr 2024 ausreichen werden. 

 
Mit der vergünstigten Version des Deutschlandtickets für Auszubildende, Studierende 
und Freiwilligendienstleistende (Ermäßigungsticket) wurde im Freistaat Bayern für diese 

Bevölkerungsgruppen ein attraktives tarifliches Angebot geschaffen. Das 
Ermäßigungsticket ist 20 Euro gegenüber dem regulären Deutschlandticket reduziert. 

Diese weitergehende preisliche Reduktion wird vom Freistaat Bayern getragen. 
 
Den Aufgabenträgern obliegt es, auf dieser Basis den Ausgleich der Auswirkungen des 

Deutschlandtickets einschließlich des Ermäßigungstickets im Verhältnis zu den 
Verkehrsunternehmen des allgemeinen ÖPNV nach Maßgabe der 

Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 im Rahmen öffentlicher Dienstleistungsaufträge oder 
allgemeiner Vorschriften zu regeln. 

 
Um die Umsetzung des Deutschlandtickets im allgemeinen ÖPNV in seinem 
Zuständigkeitsgebiet zum 1. Januar 2024 sowie eine rechtskonforme Finanzierung 

hierfür zu gewährleisten, erlässt der Landkreis Schwandorf eine allgemeine Vorschrift 
im Sinne von Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 in Form einer 

Allgemeinverfügung. Die allgemeine Vorschrift regelt rechtsverbindlich die 
gemeinwirtschaftliche Verpflichtung der im Zuständigkeitsgebiet des Landkreises 
Schwandorf tätigen Verkehrsunternehmen des allgemeinen ÖPNV zur Anerkennung des 

Deutschlandtickets sowie im Gegenzug einen Ausgleich der hierdurch entstehenden 
finanziellen Nachteile unter Bezugnahme auf die Richtlinien des Freistaates Bayern zur 

                                                      
1 VERORDNUNG (EG) Nr. 1370/2007 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 23. 
Oktober 2007 über öffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße und zur Aufhebung der 
Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates (ABl. L 315/1) in der Fassung der 
Verordnung (EU) 2016/2338 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 14. Dezember 
2016 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 hinsichtlich der Öffnung des Marktes für inländische 
Schienenpersonenverkehrsdienste (ABl. L 354/22). 
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Umsetzung der Vorgaben der Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2024 (im Folgenden: 
Richtlinien Bayern 2024, Anlage 2). Hierdurch werden die Vorgaben zum 

Deutschlandticket bezogen auf das Zuständigkeitsgebiet des Landkreises Schwandorf 
im Kalenderjahr 2024 umgesetzt. Die hiesige allgemeine Vorschrift gilt für das gesamte 

Kalenderjahr 2024 und ersetzt somit die entsprechend dem oben genannten bundesweit 
abgestimmten Vorgehen zunächst befristet bis zum 30. April 2024 vom Landkreis 
Schwandorf erlassene allgemeine Vorschrift vom 22.12.2023 (Amtsblatt Nr. 37 vom 

27.12.2023).  
 

1. Rechtsgrundlagen 

Auf Grundlage von § 8 Absatz 3 und § 8a Absatz 1 Sätze 2 und 3 des 

Personenbeförderungsgesetzes (PBefG), Artikel 8 Absätze 1 und 3 des Gesetzes 

über den öffentlichen Personennahverkehr in Bayern (BayÖPNVG in der zum 1. 

Januar 2024 geltenden Fassung) sowie Artikel 3 Absatz 2 in Verbindung mit Art. 2 

Buchstabe l) der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 erlässt der Landkreis Schwandorf 

die nachfolgende allgemeine Vorschrift zur Festsetzung des Deutschlandtickets als 

Höchsttarif im allgemeinen öffentlichen Personennahverkehr (allgemeiner ÖPNV) 

und zur Gewährung von Ausgleichsleistungen für finanzielle Nachteile im 

Zusammenhang mit der Beförderung von Fahrgästen mit einem Deutschlandticket 

im Kalenderjahr 2024.  

 

2. Gemeinwirtschaftliche Verpflichtung  

2.1 Alle Verkehrsunternehmen, die im Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift 

(dazu Nr. 2.4) öffentliche Personenverkehrsdienste des allgemeinen ÖPNV 

erbringen, sind verpflichtet, während der Laufzeit dieser allgemeinen Vorschrift 

(dazu Nr. 8) das Deutschlandticket im Sinne des § 9 Absatz 1 des 

Regionalisierungsgesetzes (RegG) als Höchsttarif gemäß Artikel 3 Absatz 2 

Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 gemäß den Vorgaben dieser allgemeinen 

Vorschrift entsprechend Nr. 2.2 anzuerkennen (im Folgenden Tarifanerkennung 

oder Tarifanerkennungspflicht). Die Tarifanerkennungspflicht greift abweichend 

von den Tarifbestimmungen Deutschlandticket nach 2.2 auch für den Radlerbus 

(Linie 6271), zwischen Nabburg und Schönsee. 

2.2 Die Tarifanerkennung im Sinne von Nr. 2.1 beinhaltet die Beförderung von 

Fahrgästen mit einem gültigen Deutschlandticket zu den bundesweit einheitlich 

geltenden Tarifbedingungen gemäß den Tarifbestimmungen Deutschlandticket 

in der jeweils geltenden Fassung 

(https://infoportal.mobil.nrw/koordinierungsrat.html), ohne dass den 

Fahrgästen hierfür zusätzliche Kosten entstehen. Die Anerkennung des 

Deutschlandtickets verpflichtet das Verkehrsunternehmen nicht zum Vertrieb; 

soweit vorhanden gelten diesbezüglich die entsprechenden Regelungen des 

jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags zwischen dem 

Verkehrsunternehmen und der jeweils zuständigen Behörde 

(gemeinwirtschaftliche Verkehre, dazu Nr. 3.1). Die Verkehrsunternehmen sind 

im Zusammenhang mit der Anerkennung des Deutschlandtickets zudem 

berechtigt und verpflichtet, an der bundesweit abgestimmten 

Einnahmeaufteilung für das Deutschlandticket (vergleiche Beschlussfassung für 
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ein bundesweites Clearingverfahren zur Zuscheidung der Einnahmen aus dem 

Deutschlandticket auf Basis des Leipziger Modellansatzes in der jeweils 

geltenden Fassung (https://infoportal.mobil.nrw/koordinierungsrat.html)) 

teilzunehmen. Entsprechend sind die hierfür erforderlichen Daten 

bereitzustellen, bestehende Einnahmenansprüche vollumfänglich geltend zu 

machen und gegebenenfalls diese Ansprüche überschießende Einnahmen 

abzugeben. Wenn durch die Fahrgeldzuscheidungen aus dem Deutschlandticket 

kein Nachteilsausgleich in Anspruch genommen werden muss, ist der den Soll-

Einnahmewert 2024 übersteigende Betrag entsprechend den Vorgaben eines 

unter Beteiligung der Betroffenen festzulegenden Systems zu verteilen. 

Konkretisierungen und ausführende Bestimmungen zum Leipziger Modellansatz 

und der Einnahmeaufteilung sind entsprechend zu beachten. Die 

Verkehrsunternehmen sind zudem verpflichtet, wenn und soweit im 

Zusammenhang mit der Tarifanerkennung erforderlich, 

Tarifgenehmigungsanträge für das Deutschlandticket selbst zu stellen oder bei 

entsprechenden Tarifanträgen Dritter mitzuwirken und keine Einwände 

hiergegen vorzubringen. Sie haben in dem möglichen und erforderlichen 

Umfang an der bundesweit einheitlichen Umsetzung des Deutschlandtickets 

mitzuwirken. Die Umsetzung des Deutschlandtickets entsprechend den 

bundesweit abgestimmten Kontrollmerkmalen ist technisch unter Einsatz 

entsprechender Kontrollgeräte zu gewährleisten; die bundesweit abgestimmten 

Eckpunkte zur Kontrolle des Deutschlandtickets sind einzuhalten.  

2.3 Die Tarifanerkennungspflicht im Sinne von Nr. 2.1 beinhaltet zudem die 

Beförderung von Studierenden, Auszubildenden und 

Freiwilligendienstleistenden mit einem gültigen ermäßigten Deutschlandticket 

(Ermäßigungsticket) gemäß Anlage 1. Die Verkehrsunternehmen sind im 

Hinblick auf die Anerkennung des Ermäßigungstickets zudem berechtigt und 

verpflichtet, bei der bundesweiten Einnahmenaufteilung wie folgt vorzugehen: 

Das Ermäßigungsticket ist bei der bundesweiten Einnahmeaufteilung mit dem 

regulären Preis des Deutschlandtickets ohne die ergänzende Ermäßigung in 

Bayern anzusetzen.  

2.4 Der Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift erstreckt sich geografisch auf 

das gesamte Gebiet, für das der Landkreis Schwandorf, unter Berücksichtigung 

von bestehenden Regelungen zur Übertragung von Zuständigkeiten mit 

benachbarten zuständigen Behörden, die Befugnis als zuständige Behörde im 

Sinne des Artikel 2 Buchstabe b) der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 für den 

allgemeinen ÖPNV innehat.  

 

3. Vorrangige Regelungen öffentlicher Dienstleistungsaufträge; Abschluss 
von Umsetzungsvereinbarungen  

 

3.1 Soweit öffentliche Personenverkehrsdienste im allgemeinen öffentlichen 

Personenverkehr auf Grundlage öffentlicher Dienstleistungsaufträge erbracht 

werden (gemeinwirtschaftliche Verkehrsdienste), gelten die Regelungen dieses 

öffentlichen Dienstleistungsauftrags einschließlich etwaiger Ergänzungen oder 

Nachträge im Grundsatz vorrangig vor den Regelungen dieser allgemeinen 

Vorschrift. Dies gilt in Bezug auf die Pflicht zur Tarifanerkennung nur insoweit, 



Amtsblatt 09 / 2024 Seite 21 

 

 

 

 

wie der jeweilige öffentliche Dienstleistungsauftrag eine entsprechende Pflicht 

zur Anerkennung des Deutschlandtickets enthält; im Übrigen ergibt sich die 

Tarifanerkennungspflicht einschließlich der hierfür zu gewährenden 

Ausgleichsleistungen aus dieser allgemeinen Vorschrift. Die Umsetzung der 

Tarifanerkennung im Einzelnen, die Ermittlung und Abwicklung der 

Ausgleichsleistungen sowie der erforderlichen Nachweisführung hierfür erfolgt 

auf Grundlage des jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags unter 

vollständiger Beachtung der Regelungen dieser allgemeinen Vorschrift. 

3.2 Soweit öffentliche Personenverkehrsdienste eigenwirtschaftlich erbracht 

werden, können zur Umsetzung dieser allgemeinen Vorschrift, soweit 

erforderlich, Umsetzungsvereinbarungen zwischen dem jeweiligen 

Verkehrsunternehmen und dem Landkreis Schwandorf abgeschlossen 

werden. In der Umsetzungsvereinbarung kann insbesondere die konkrete 

Abwicklung der Ausgleichsleistungen sowie der Nachweisführung nach Maßgabe 

dieser allgemeinen Vorschrift geregelt werden. Die Umsetzungsvereinbarung 

begründet keine eigenständigen Tarifanerkennungspflichten oder 

Ausgleichsansprüche.  

 

4. Ausgleichsleistungen  

 

4.1 Die Verkehrsunternehmen haben nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift 

Anspruch auf Ausgleichsleistungen für die ihnen durch die Anerkennung des 

Deutschlandtickets entstehenden finanziellen Nachteile. Die finanziellen 

Nachteile ergeben sich dabei aus einer Gegenüberstellung der Situation mit 

Anerkennung des Deutschlandtickets (Mit-Fall) und der Situation mit 

Anwendung der bis dahin geltenden Tarife (Ohne-Fall) unter Berücksichtigung 

sämtlicher hiermit jeweils verbundenen positiven und negativen Effekte. Bei der 

Gegenüberstellung sind die nachfolgenden Grundsätze zu beachten; die 

Einzelheiten sind bei Bedarf im Rahmen des jeweils zugrunde liegenden 

öffentlichen Dienstleistungsauftrags oder einer Umsetzungsvereinbarung nach 

diesen Grundsätzen zu regeln. 

In Bezug auf die Ermittlung der Höhe der Ausgleichsleistungen gelten die Nrn. 

4.3.1 bis 4.3.4 der Richtlinien Bayern 2024 (Anlage 2).  

Für neu eingeführte verkehrliche Angebote, für die keine Referenzwerte in den 

Monaten Januar 2019 bis Dezember 2019 ermittelt werden können, ist zur 

Ermittlung der Soll-Einnahmen ausnahmsweise die Nutzung von 

entsprechenden Ist-Daten des Jahres 2022 zulässig. Sofern keine Werte aus 

den Vorjahren bestehen, sind validierte Prognosedaten zulässig. Diese 

Prognosedaten müssen unter Berücksichtigung der tatsächlichen Ist-Daten zur 

Nutzung mit dem Deutschlandticket und der preislichen Elastizität beim 

Nachweisverfahren validiert werden. Eine Fortschreibung der hochgerechneten 

Fahrgeldeinnahmen im Verhältnis zu der Veränderung der Betriebsleistungen im 

Kalenderjahr 2024 gegenüber dem Referenzzeitraum des Kalenderjahres 2019 

nach Nr. 4.3.1.1 Satz 8 der Richtlinien Bayern 2024 erfolgt nicht, soweit bei der 

Ermittlung der Soll-Einnahmen die Betriebsleistungsveränderung durch die 

Nutzung von entsprechenden Ist-Daten aus dem Referenzzeitraum des Jahres 

2022 oder Prognosedaten bereits berücksichtigt ist.  
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Dies gilt gleichermaßen auch für das Ermäßigungsticket zum Deutschlandticket; 
dieses ist im ersten Schritt bei der Ermittlung der Höhe der Ausgleichsleistungen 

wie das reguläre Deutschlandticket zu berücksichtigen. Im zweiten Schritt ist 
eine gesonderte Darstellung der Höhe der zusätzlichen Ausgleichsleistungen für 

die Ermäßigungstickets nach Maßgabe von Nr. 4.1.4 erforderlich. 

4.1.1 Bezüglich der im Ohne-Fall (siehe Nr. 4.1) bis einschließlich des Jahres 2023 

gewährten Ausgleichsleistungen auf Grundlage des § 45a PBefG war zur 

Vermeidung von Verwerfungen im Zusammenhang mit der Tarifanerkennung 

des Deutschlandtickets eine entsprechende Erklärung zum Verfahren der 

Berechnung der Ausgleichsleistungen erforderlich.  

Das BayÖPNVG wurde mit Gesetz vom 24. Juli 2023 angepasst. Der Ausgleich 

nach § 45a PBefG wird durch eine landesgesetzliche Regelung ersetzt. 

Verkehrsunternehmen erhalten für Linienverkehre mit einer Genehmigung, 

deren Laufzeit bis spätestens zum 30. September 2024 beginnt, während der 

gesamten Laufzeit dieser Genehmigung Leistungen nach dieser allgemeinen 

Vorschrift. Für Linienverkehre mit einer Genehmigung, deren Laufzeit zwischen 

dem 1. Oktober 2024 und dem 31. Dezember 2024 beginnt, erhalten sie diese 

Leistungen längstens bis zum 31. Juli 2033. Hiervon ausgenommen sind 

eigenwirtschaftliche Genehmigungen, die sich in Bezug auf eine 

Vorabbekanntmachung, die innerhalb des Kalenderjahres 2023 veröffentlicht 

wurde, durchgesetzt haben. Die Laufzeit dieser Genehmigungen kann auch nach 

dem 31. Dezember 2024 beginnen; Verkehrsunternehmen erhalten in diesem 

Fall während der gesamten Laufzeit dieser Genehmigung Leistungen nach dieser 

allgemeinen Vorschrift. 

 

Diese allgemeine Vorschrift umfasst insoweit mit Inkrafttreten der 

Gesetzesänderung am 1. Januar 2024 auch die Ausgleichsleistungen in der Höhe 

des Betrages, der sich bei entsprechender Anwendung des Verfahrens zur 

Berechnung nach Satz 1 ergibt. Der Ausgleichsanspruch des Unternehmers 

endet mit Ablauf der Liniengenehmigungen. Der Ausgleich wird bei Änderungen 

des Angebots entsprechend wertanteilig angepasst. Die zum Ausgleich der 

weggefallenen Ausgleichsleistungen nach § 45a PBefG gewährten Beträge sind 

gesondert auszuweisen. Näheres hierzu regelt Nr. 5.5.3. 

 

Die Höhe der zum Ausgleich der weggefallenen Ausgleichsleistungen nach 

§ 45a PBefG gewährten Beträge wird dabei pauschaliert auf der Grundlage der 

Ausgleichshöhe im Jahr 2019 ermittelt und ersetzt diese Ausgleichsleistungen. 

Auf Basis einer ersten Prognose einer linien- bzw. linienbündelscharfen 

Zuordnung der § 45a PBefG-Ausgleichsleistungen aus dem Jahr 2019 beantragt 

der Auftragnehmer über das DTBY-Portal 2  bei dem Auftraggeber bis zum 

1. März 2024 eine Vorauszahlung von 50 Prozent der Ausgleichsleistungen für 

das Jahr 2024. Diese Zuordnung erfolgt entsprechend dem in Anlage 3 

beschriebenen Verfahren. Bis zum 1. September 2024 erfolgt die Berechnung 

der linien- bzw. linienbündelscharfen Zuordnung der § 45a PBefG-

                                                      
2 DTBY-Portal: Portal des Freistaates Bayern zum Vollzug der Abrechnung des Deutschlandtickets; erreichbar 
unter https://dtby.intraplan.de/ 
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Ausgleichsleistungen im Jahr 2019 durch den Auftragnehmer und beantragt auf 

dieser Grundlage die zweite Vorauszahlung in Höhe von 50%.  

 

Im Fall wesentlicher Änderungen im Linienangebot oder neuer Verkehre im 

Zeitraum von 2020 bis 2022 beantragt der Auftragnehmer die Vorauszahlungen 

auf Grundlage der im Jahr 2022 beschiedenen Ausgleichshöhe. Hierfür stellt der 

Auftragnehmer dem Auftraggeber eine valide und nachvollziehbare Berechnung 

als Grundlage zur Verfügung. Der Auftraggeber prüft diese Berechnung 

zusammen mit der zuständigen Regierung, insbesondere unter Rückgriff auf die 

Zahl der Auszubildenden und Schülerinnen und Schüler. 

 

Für wesentliche Änderungen im Linienangebot sowie neue Verkehre in den 

Jahren 2023 oder 2024 bildet eine valide und nachvollziehbare, vom 

Aufgabenträger und der Regierung geprüfte und bestätigte Berechnung des 

Unternehmens die Grundlage des Ausgleichs. Diese greift insbesondere auf die 

Zahl der Schülerinnen und Schüler im Rahmen der Bestandssicherung zurück.  

 

Werden während der Gültigkeit dieser allgemeinen Vorschrift wesentliche 

Veränderungen des Linienangebotes festgestellt, werden die pauschalierten 

Ausgleichsleistungen wertanteilig angepasst. Die Höhe der Ausgleichsleistungen 

verringert sich bei Auslaufen einzelner Liniengenehmigungen entsprechend den 

Wertanteilen der jeweiligen Linien.  

 

Einzelheiten regelt Anlage 3 zu dieser allgemeinen Vorschrift. 

 

Wesentliche Änderungen werden in der nächsten Auszahlung berücksichtigt. 

Erforderlichenfalls erfolgt nach Ende der Genehmigungslaufzeit oder der 

Gültigkeit dieser allgemeinen Vorschrift eine Korrektur; die Regelungen nach Nr. 

4.3.4 finden entsprechend Anwendung. 

4.1.2 Bestehende Ausgleichsregelungen für sonstige Tarifmaßnahmen bleiben 

unberührt. Dies gilt insbesondere für den gesetzlichen Ausgleichsanspruch nach 

den §§ 228 ff. SGB IX. Dies gilt gleichermaßen auch für weitere bestehende 

Tarifvorgaben und darauf bezogene Ausgleichsregelungen des Landkreis 

Schwandorf (zum Beispiel aktuell für das 365-Euro-Ticket) oder Dritter, die für 

das Verkehrsunternehmen Geltung beanspruchen. Bestehen mehrere 

Ausgleichsregelungen nebeneinander, insbesondere bei Tarifvorgaben im 

Rahmen verschiedener allgemeiner Vorschriften, ist sicherzustellen, dass 

Ausgleichsleistungen für dieselbe Tarifvorgabe nicht mehrfach gewährt werden. 

Hierzu sind die jeweiligen Tarifvorgaben und die hierfür gewährten 

Ausgleichsleistungen im Rahmen der Nachweisführung (dazu Nr. 5) jeweils 

getrennt und nachvollziehbar darzustellen. 

4.1.3 Der Landkreis Schwandorf kann künftig auch zusätzliche Tarifvorgaben und 

Ausgleichsregelungen treffen. 

4.1.4 Entsprechend Nr. 4.3.5 der Richtlinien Bayern 2024 ergibt sich die Höhe der 

Ausgleichsleistungen für die ergänzende Ermäßigung des Ermäßigungstickets 

sich aus der Differenz zwischen den nach Nr. 4.3.1.2 Satz 3 der Richtlinien 
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Bayern 2024 anzusetzenden Fahrgeldeinnahmen und den tatsächlichen 

Fahrgeldeinnahmen aus dem Verkauf der Ermäßigungstickets.  

4.2 Bestehende Regelungen in öffentlichen Dienstleistungsaufträgen bleiben 

unberührt.  

4.3 Die Ausgleichsleistungen nach dieser allgemeinen Vorschrift sind der Höhe nach 

begrenzt auf den finanziellen Nettoeffekt nach Artikel 3 Absatz 2, 

Artikel 4 Absatz 1 und Artikel 6 Absatz 1 in Verbindung mit dem Anhang der 

Verordnung (EG) Nr. 1370/2007. Diesbezüglich gilt:  

4.3.1 Der finanzielle Nettoeffekt für die Erfüllung der Tarifpflicht aus dieser 

allgemeinen Vorschrift entspricht nach dem Anhang der Verordnung (EG) Nr. 

1370/2007 der Summe aller (positiven und negativen) Auswirkungen aus der 

Erfüllung der Tarifpflicht im Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift in 

Bezug auf das Deutschlandticket. Für die Ermittlung des finanziellen 

Nettoeffekts ist somit eine Aufstellung aller Auswirkungen auf die Kosten und 

Einnahmen vorzunehmen. Bei den Auswirkungen auf die Einnahmen erfolgt eine 

Gegenüberstellung der Differenz des Mit-Falls und des Ohne-Falls entsprechend 

Nr. 4.1. Weitergehende Auswirkungen auf die Einnahmen können berücksichtigt 

werden, soweit diese im Einzelfall nachweisbar sind. Die Auswirkungen auf die 

Kosten (Ausgaben) richten sich ebenfalls nach Nr. 4.1. 

4.3.2 Die Anforderungen des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 werden 

bei gemeinwirtschaftlichen Verkehren im Rahmen des jeweiligen öffentlichen 

Dienstleistungsauftrags umgesetzt. Dies gilt insbesondere im Hinblick auf das 

Erfordernis einer Trennungsrechnung gemäß Nr. 5 sowie die Gewährleistung 

eines Anreizes gemäß Nr. 7 des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007. 

Im Hinblick auf die Vermeidung einer Überkompensation gilt Nr. 4.3.4; die 

Umsetzung ist im Rahmen des jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags 

zu gewährleisten. 

4.3.3 Bei eigenwirtschaftlichen Verkehren werden die Anforderungen des Anhangs der 

Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 wie folgt gewährleistet: 

- Die Vorgaben zur Trennungsrechnung gemäß Nr. 5 des Anhangs der 

Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 sind einzuhalten.  

- Im Hinblick auf den angemessenen Gewinn nach Nr. 6 des Anhangs der 

Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 gilt Nr. 4.3.4. 

4.3.4  Die Ausgleichsleistungen nach dieser allgemeinen Vorschrift dürfen nicht zu 

einer Überkompensation im Sinne des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 

1370/2007 führen. Die Vermeidung einer Überkompensation wird unter 

Beachtung der Vorgaben von Nr. 6 des Anhangs in Bezug auf den 

angemessenen Gewinn wie folgt gewährleistet: Die 

Überkompensationskontrolle ist jährlich durchzuführen. Die Ausgleichsleistung 

darf den finanziellen Nettoeffekt aus der Tarifanerkennung des 

Deutschlandtickets nicht übersteigen; sie ist begrenzt auf die Höhe, bei der ein 

angemessener Gewinn von fünf Prozent vom Umsatz für die zugrunde liegenden 

Verkehrsdienste erreicht wird. Ein höherer Gewinn kann im Einzelfall als 

angemessen akzeptiert werden, wenn die Verkehrsdienste in einem europaweit 
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bekanntgemachten Vergabeverfahren mit mehreren Bietern vergeben wurde 

und das Verkehrsunternehmen nachweist, dass es über die Laufzeit des 

öffentlichen Dienstleistungsauftrags, ohne Betrachtung der Corona-geprägten 

Jahre 2020 bis 2022, eine höhere Umsatzrendite mit den zugrunde liegenden 

Verkehrsdiensten erzielt hat. Das Verkehrsunternehmen stellt die für die 

Beurteilung erforderlichen Daten zu den Kosten und Erlösen umfassend zur 

Verfügung und ermöglicht so die Überprüfung des Vorliegens einer 

Überkompensation. Bei der Ermittlung des angemessenen Gewinns in 

öffentlichen Dienstleistungsaufträgen sind Kosten nur maximal in der Höhe 

berücksichtigungsfähig, die sich aus dem öffentlichen Dienstleistungsauftrag 

ergibt. Bei Bedarf können restriktivere Regelungen für den Einzelfall getroffen 

werden. Änderungen beim Angebot und Angebotsunterbrechungen sind 

entsprechend Nr. 4.1 angemessen zu berücksichtigen. Die Berechnung 

einschließlich der Datengrundlagen müssen einer Überprüfung durch den 

Landkreis Schwandorf oder dessen Beauftragten zugänglich gemacht werden 

(vgl. Nr. 5.8). Zum Nachweis einer nicht vorhandenen Überkompensation ist 

eine unternehmensindividuelle Aufstellung über die Berechnung des finanziellen 

Nettoeffekts aus der Erfüllung der Tarifpflicht im Geltungsbereich dieser 

allgemeinen Vorschrift in Bezug auf das Deutschlandticket entsprechend 

Nr. 4.3.1 differenziert nach gemeinwirtschaftlichen Verkehren und 

eigenwirtschaftlichen Verkehren zum 31. Januar 2026 vorzulegen. Als 

Ergebnis der Aufstellung ist unter Berücksichtigung der Ausgleichsleistungen 

nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift die nicht erfolgte 

Überkompensation auszuweisen. Die Richtigkeit dieser Aufstellung ist bezogen 

auf jeden bestehenden öffentlichen Dienstleistungsauftrag oder jeden 

eigenwirtschaftlichen Verkehr von einem Steuerberater oder Wirtschaftsprüfer 

zu bestätigen; betreibt das Verkehrsunternehmen im Geltungsbereich dieser 

allgemeinen Vorschrift mehrere eigenwirtschaftliche Verkehre können die 

Nachweise gesamthaft hierfür erbracht werden. Sollte im Einzelfall dennoch eine 

Überkompensation festgestellt werden, hat das Verkehrsunternehmen den 

überkompensierenden Betrag zur Vermeidung einer unzulässigen Beihilfe 

einschließlich Zinsen ab dem Eintritt der Überkompensation zurückzuzahlen.  

 

5. Darlegungs- und Nachweispflichten 

 

5.1 Das Verkehrsunternehmen trägt die Darlegungs- und Nachweispflicht für 

sämtliche in dieser allgemeinen Vorschrift geregelten Voraussetzungen und 

Anforderungen an die Gewährung der Ausgleichsleistungen. Es ist verpflichtet, 

sämtliche für die Durchführung dieser allgemeinen Vorschrift erforderlichen 

Angaben vollständig und wahrheitsgemäß zu machen.  

5.2 Die Verkehrsunternehmen sind verpflichtet, jeweils bis zum 20. eines Monats 

für den Vormonat alle selbst oder im Namen des Verkehrsunternehmen 

erfolgten Verkäufe des Deutschlandtickets einschließlich der Verkäufe des 

ermäßigten Deutschlandtickets, wobei hier der nicht ermäßigte Kaufpreis 

anzusetzen ist, unmittelbar an die in Nr. 5.3 der Richtlinien Bayern 2024 

benannte Clearingstelle zu melden. Die Verkehrsunternehmen werden 

verpflichtet, die selbst oder im Namen des Verkehrsunternehmen erfolgten 



Amtsblatt 09 / 2024 Seite 26 

 

 

 

 

Verkäufe der übrigen Fahrausweise bis zum 50. Tag nach Ende eines Monats 

unmittelbar an die in Nr. 5.3 der Richtlinien Bayern 2024 benannte Clearingstelle 

zu melden. Die Verkehrsunternehmen werden verpflichtet, die vorläufigen Soll-

Einnahmen inklusive tariflicher Fortschreibung gemäß Richtlinien Bayern 2024 

an die in Nr. 5.3 der Richtlinien Bayern 2024 benannte Clearingstellte einmalig 

monatsscharf für das gesamte Jahr 2024 bis zum 20. Februar 2024 zu melden. 

Die Meldung muss den von technischen Voraussetzungen entsprechen, die von 

der in Nr. 5.3 der Richtlinien Bayern 2024 benannten Clearingstelle vorgegeben 

werden. (https://infoportal.mobil.nrw/koordinierungsrat.html). Der Landkreis 

Schwandorf erhält eine Abschrift der Meldung. Zusätzlich sind die 

Verkehrsunternehmen verpflichtet, die Meldungen an die benannte 

Clearingstelle parallel auch in das DTBY-Portal einzustellen. Die Meldung kann 

auch über einen von ihnen beauftragten Dritten (Dienstleister) bzw. die 

zuständige Tariforganisation (Verbund, etc.) analog der Meldung an die 

benannte Clearingstelle erfolgen. Meldungen betreffend das Jahr 2024, die vor 

dem 1. Mai 2024 an die oben genannte Clearingstelle gesandt wurden, sind bis 

zum 15. Juli 2024 in das DTBY-Portal nachzutragen. 

5.3 Für die Antragstellung des Landkreises Schwandorf beim Freistaat Bayern am 

30. September 2024 sind von den Verkehrsunternehmen bis zum 14. August 

2024 vorzulegen: 

- Berechnungen oder eine Prognose der Höhe der voraussichtlichen 

Ausgleichsleistungen entsprechend den im DTBY-Portal zur Verfügung gestellten 

Unterlagen und Berechnungsmethode;  

- Prognosen der Verbundorganisationen über die Minderungen entsprechend den 

im DTBY-Portal zur Verfügung gestellten Unterlagen und Berechnungsmethode 

sowie weitere begründete Unterlagen; sofern entsprechende Daten von der 

Verbundorganisation nicht rechtzeitig zur Verfügung gestellt werden, hat das 

Verkehrsunternehmen entsprechende Prognosen und begründende Daten selbst 

vorzulegen; 

- Prognose der Anzahl der verkauften Ermäßigungstickets entsprechend den im 

DTBY-Portal zur Verfügung gestellten Unterlagen und Berechnungsmethode. 

Diese sind getrennt auszuweisen nach Studierenden sowie den weiteren 

Berechtigten (Auszubildende und Freiwilligendienstleistende). Die Studierenden 

sind entsprechend getrennt nach den einzelnen solidarischen Semestertickets 

und ohne (solidarisches) Semesterticket auszuweisen. Wo möglich, sollen diese 

Prognosen von den Verbundorganisationen erstellt werden; 

- Prognose der tariflichen Mindereinnahmen durch das Ermäßigungsticket 

entsprechend den im DTBY-Portal zur Verfügung gestellten Unterlagen und 

Berechnungsmethode. Diese sind getrennt auszuweisen nach Studierenden 

sowie den weiteren Berechtigten (Auszubildende und 

Freiwilligendienstleistende). Die Studierenden sind entsprechend getrennt nach 

den einzelnen solidarischen Semestertickets und ohne (solidarisches) 

Semesterticket auszuweisen. Wo möglich, sollen diese Prognosen von den 

Verbundorganisationen erstellt werden. 
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5.4 Vorzulegen sind vorläufig mit dem bis dahin letztverfügbaren Stand bis zum 

31. März 2025 die nachfolgend aufgeführten Daten und Nachweise: 

- die ermittelte Anzahl der verkauften Ermäßigungstickets; die Tickets sind 

monatsscharf getrennt auszuweisen nach Studierenden sowie den weiteren 

Berechtigten (Auszubildende und Freiwilligendienstleistende); die Angaben zu 

den Studierenden sind getrennt nach den vorhandenen einzelnen Hochschulen 

mit (solidarischen) Semestertickets und ohne (solidarisches) Semesterticket 

darzustellen; 

Auf Anforderung sind die jeweils zugrundeliegenden Daten und Berechnungen 

offenzulegen.  

5.5 Vorzulegen sind endgültig bis zum 31. Januar 2026 die nachfolgend 

aufgeführten Daten und Nachweise. Auf Anforderung sind die 

zugrundeliegenden Daten und Berechnungen offenzulegen. Soweit bezogen auf 

die Vorlage der endgültigen Daten und Nachweise das endgültige Ergebnis der 

jeweiligen Einnahmenaufteilung maßgeblich ist, dies jedoch zum 

31. Januar 2026 noch nicht vorliegt, wird der zu diesem Zeitpunkt 

letztverfügbare Stand der Einnahmenaufteilung (jedoch nicht älter als einen 

Monat) zugrunde gelegt; eine spätere Korrektur findet ungeachtet der Pflicht 

zum Nachreichen von Testaten nicht statt. 

5.5.1 Für den Referenzzeitraum von Januar 2019 bis Dezember 2019 sind die 

nachfolgenden Daten und Nachweise vorzulegen: 

- die Fahrgeldeinnahmen in diesem Zeitraum für jeden Tarifbereich 

(Verbundtarife, Übergangstarife, landesweite Tarife, Haustarife), in dem das 

Verkehrsunternehmen tätig ist; 

- die für den jeweiligen Monat dem Verkehrsunternehmen zugeordneten 

Fahrausweise und Erlöse differenziert nach der jeweiligen Kartenart und 

Preisstufe sowie die Höhe des Tarifs. Zusätzlich anzugeben ist der Umfang der 

Betriebsleistungen im Referenzzeitraum von Januar 2019 bis Dezember 2019 in 

Soll-Fahrplan-Kilometern; 

- Bestätigungen der Verbundorganisationen über die aufgeteilten Einnahmen im 

Kalenderjahr 2019 und die Einnahmenaufteilung sowohl für die 

hochgerechneten als auch für die tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen; 

hinzuzufügen sind auch betragsmäßige Erlösminderungen aus 

Vertriebsprovisionen. 

5.5.2 Zur Berechnung der um die Tarifanpassungen auf den Zeitraum Januar 2024 bis 

Dezember 2024 hochgerechneten tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen sind 

vorzulegen: 

- für die im Referenzzeitraum (Nr. 5.5.1) bestehenden Kartenarten und 

Preisstufen die jeweilige Höhe des Tarifs;  

- soweit sich in Einzelfällen keine entsprechenden Referenzpreise zuordnen lassen 

oder es sich um stückzahlunabhängige Pauschalangebote handelt: die mittels 

der aus der Berechnung nach Nr. 4.3.1.1 Satz 1 der Richtlinien Bayern 2024 
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abgeleiteten durchschnittlichen prozentualen Tarifanpassung hochgerechneten 

Höhe des jeweiligen rechnerischen Tarifs; 

- die Anzahl der Abonnentinnen und Abonnenten im April 2023 und im Januar 

2025; 

- der Umfang der Betriebsleistungen in Soll-Fahrzeug-, Wagen-, bzw. Zug-

Kilometern im Kalenderjahr 2024 und das Verhältnis zum Referenzzeitraum des 

Kalenderjahres 2019.  

5.5.3 Zur Ermittlung und Prüfung der Höhe der Ausgleichsleistungen sind bezogen auf 

Kalenderjahr 2024 vorzulegen: 

- die ermittelten anzusetzenden tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen der Monate 

Januar 2024 bis Dezember 2024; 

- die ermittelte Anzahl der verkauften Ermäßigungstickets; die Tickets sind 

getrennt auszuweisen nach Studierenden sowie den weiteren Berechtigten 

(Auszubildende und Freiwilligendienstleistende); die Angaben zu den 

Studierenden sind getrennt nach den einzelnen solidarischen Semestertickets 

und ohne Semesterticket darzustellen; 

- Bestätigung der Verbundorganisationen zum Ergebnis der 

Einnahmenaufteilung; auf Anforderung sind diese auch für die Vorjahre 

vorzulegen; 

- die jeweils maßgeblichen Regelungen oder Vereinbarungen zur Durchführung 

der Einnahmenaufteilung für die Tarife, die das Verkehrsunternehmen anwendet 

oder anerkennt; auf Anforderung sind diese auch für die Vorjahre vorzulegen; 

- Nachweise über die erzielten Einnahmen und Erlöse sowie zur 

Einnahmenaufteilung bei Gemeinschaftstarifen einschließlich der Zuordnung 

zum jeweils für den öffentlichen Dienstleistungsauftrag oder den 

eigenwirtschaftlichen Verkehr maßgeblichen Zuständigkeitsgebiet für die 

Monate Januar 2024 bis Dezember 2024; sollte der Nachweis nicht fristgerecht 

vorliegen, ist zunächst eine vorläufige Bescheinigung des jeweiligen Verbundes 

über die Einnahmenzuscheidung beizubringen; der Nachweis ist in diesem Fall 

schnellstmöglich nachzureichen; 

- soweit Nr. 4.3.1.1 Satz 6 der Richtlinien Bayern 2024 (Tarifdeckel) Anwendung 

findet, ist eine transparente Überleitungsrechnung der Soll- und Ist-Einnahmen 

vorzulegen; 

- die ermittelte Anzahl der verkauften Ermäßigungstickets; die Tickets sind 

monatsscharf getrennt auszuweisen nach Studierenden sowie den weiteren 

Berechtigten (Auszubildende und Freiwilligendienstleistende); die Angaben zu 

den Studierenden sind getrennt nach den einzelnen Hochschulen mit 

(solidarischen) Semestertickets und ohne Semesterticket darzustellen; 

- Nachweise über die im Zusammenhang mit der Anerkennung des 

Deutschlandtickets entstandenen (Mehr-)Kosten, soweit diese nach Maßgabe 

der Richtlinien Bayern 2024 ausgeglichen werden; 
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- Nachweise über positive oder negative Effekte hinsichtlich der 

Ausgleichszahlungen auf Grundlage der §§ 228 ff. SGB IX; 

- Nachweise über Minderungen anderer Ausgleichsleistungen aus allgemeinen 

Vorschriften; 

- Nachweise über positive und negative Effekte für das Verkehrsunternehmen in 

Bezug auf Vertriebsprovisionen, die sich aus der Anerkennung des 

Deutschlandtickets für die Monate Januar 2024 bis Dezember 2024 ergeben; 

- Bestätigungen der Verbundorganisationen über die betragsmäßigen 

Erlösminderungen aus Vertriebsprovisionen oder Einsparungen von 

Vertriebsprovisionen. 

5.5.4 Zur Ermittlung und Prüfung der Höhe der Ausgleichsleistungen sind bezogen auf 

die gesamte Laufzeit des öffentlichen Dienstleistungsauftrags oder die gesamte 

Laufzeit der einem eigenwirtschaftlichen Verkehr zugrunde liegenden 

Liniengenehmigungen vorzulegen:  

- vollständige Angaben über die durch das Verkehrsunternehmen verkauften 

Tarife und Tickets (kassentechnische Einnahmen) jeweils differenziert nach 

Kalendermonaten und allen Kartenarten und Preisstufen einschließlich der Höhe 

der Tarife und der Stückzahlen jeweils für die Tarife, die das 

Verkehrsunternehmen anwendet; 

- vollständige Angaben über die durch das Verkehrsunternehmen erzielten 

Fahrgelderlöse differenziert nach Kalendermonaten und allen Kartenarten und 

Preisstufen einschließlich der Höhe der Tarife und der Stückzahlen jeweils für 

die Tarife, die das Verkehrsunternehmen anwendet oder anerkennt; maßgeblich 

sind bei Gemeinschaftstarifen, vorbehaltlich der nachfolgenden Regelung, die 

endgültigen Ansprüche des Verkehrsunternehmens nach Maßgabe der 

Einnahmenaufteilungen; 

- vollständige Angaben zur jeweiligen Ergiebigkeit (Euro je Personenkilometer 

und Tarifsorte) und Verkehrsleistung (Reiseweiten, Gesamtnachfrage in 

Personen und Personenkilometern), soweit diese Daten im Rahmen der 

jeweiligen Einnahmenaufteilung zu Grunde gelegt werden; 

- Nachweis über weitere Tarifvorgaben und deren tarifliche Auswirkungen 

(Mindereinnahmen) einschließlich der hierfür gewährten Ausgleichsleistungen; 

diese sind von den tariflichen Auswirkungen (Mindereinnahmen) des 

Deutschlandtickets und den hierfür gewährten Ausgleichsleistungen 

nachvollziehbar abzugrenzen, sodass ein doppelter Ausgleich ausgeschlossen 

ist; 

- Nachweis der nicht vorhandenen Überkompensation gemäß Nr. 4.3.4 

einschließlich Bestätigung der Einhaltung der im Rahmen dieser allgemeinen 

Vorschrift geregelten Anforderungen sowie der korrekten Ermittlung und 

sachlichen Richtigkeit der Daten; 

- Bestätigung der Richtigkeit der gemachten Angaben und vorgelegten Daten. 

5.6 Der Landkreis Schwandorf kann vom Verkehrsunternehmen die Vorlage weiterer 

Angaben und Nachweise verlangen, soweit dies zur Erfüllung der 
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Nachweispflichten nach den Richtlinien Bayern 2024 oder insbesondere 

aufgrund von Rechtsvorschriften sowie Anforderungen der EU-Kommission oder 

des Obersten Rechnungshofes erforderlich ist. Werden die unter Nrn. 5.2 bis 5.5 

genannten sowie darüber hinaus die gemäß Satz 1 geforderten Unterlagen und 

Nachweise nicht fristgerecht vorgelegt, kann die Ausgleichsleistung für das das 

jeweils abzurechnende Jahr ganz oder teilweise versagt werden. Bereits 

geleistete Abschlagszahlungen sind insoweit zurückzuzahlen. 

5.7 Die Darlegungs- und Nachweisführung erfolgt bei gemeinwirtschaftlichen 

Verkehren unter Beachtung der vorstehenden Grundsätze auf Basis des jeweils 

geltenden öffentlichen Dienstleistungsauftrags nach Maßgabe der dortigen 

Regelungen. Bei eigenwirtschaftlichen Verkehren können in der 

Umsetzungsvereinbarung ergänzende Regelungen zur Darlegungs- und 

Nachweisführung getroffen werden. Im Einzelfall können bei Bedarf 

Abweichungen oder Konkretisierungen zu den im Rahmen dieser allgemeinen 

Vorschrift geregelten Nachweispflichten geregelt werden. 

5.8 Der Landkreis Schwandorf kann die von dem Verkehrsunternehmen nach 

Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift beizubringenden Daten, Nachweise, 

Kalkulationen, Testate oder ähnliches selbst oder durch einen von ihm 

bestimmten, zur Verschwiegenheit verpflichteten Dritten prüfen lassen. Das 

Verkehrsunternehmen ist verpflichtet, auf entsprechendes Verlangen Einblick in 

die hierfür notwendigen Unterlagen zu gewähren.  

5.9 Im Hinblick auf die Übermittlung und Verarbeitung von Betriebs-, Geschäfts- 

sowie ggf. personenbezogenen Daten werden die jeweils geltenden rechtlichen 

Vorgaben beachtet. Sofern die jeweils geltenden Richtlinien Deutschlandticket 

diesbezüglich weitergehende Vorgaben trifft, werden diese ebenfalls umgesetzt. 

Bei Bedarf werden hierzu entsprechende Vereinbarungen zwischen 

Verkehrsunternehmen und dem Landkreis Schwandorf getroffen. Gleiches gilt 

in Bezug auf die Aufbewahrung der zugrunde liegenden Unterlagen und Daten 

sowie für die hierfür geltenden Fristen.  

 

6. Abwicklung der Ausgleichsleistungen, Abschlagszahlungen 

 

6.1 Soweit im Rahmen des jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags oder der 

Umsetzvereinbarung nichts Abweichendes geregelt wird, gewährt die 

zuständige Behörde dem Verkehrsunternehmen auf Antrag Abschlagszahlungen 

gemäß Nr. 6.2 und Nr. 6.3. 

6.2 Die Verkehrsunternehmen erhalten für die Monate Januar 2024 bis April 2024 

auf Antrag eine erste Abschlagszahlung in Höhe von 50 Prozent der für das Jahr 

2023 vorläufig gewährten Ausgleichsleistungen. Der Antrag auf die erste 

Abschlagszahlung ist bis zum 19. Februar 2024 über das DTBY-Portal zu 

stellen. Für die Monate Mai bis August 2024 erhalten die Verkehrsunternehmen 

auf Antrag eine zweite Abschlagszahlung entsprechend dem für den Zeitraum 

Mai bis August 2024 gemäß den Vorgaben des DTBY-Portals prognostizierten 

Ausgleichsbedarf für das Jahr 2024. Der Antrag auf zweite Abschlagszahlung ist 

bis zum 15. April 2024 über das DTBY-Portal an den Aufgabenträger zu stellen. 

Eine dritte Abschlagszahlung für die Monate September bis Dezember 2024 wird 
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auf Antrag entsprechend dem voraussichtlichen Bedarf gewährt. Der Antrag ist 

bis zum 15. Juli 2024 über das DTBY-Portal an den Aufgabenträger zu stellen. 

Die Vorgaben zur konkreten Ermittlung des voraussichtlichen Bedarfs und die 

konkrete Abwicklung der dritten Abschlagszahlung richtet sich nach den 

entsprechenden, durch das Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr 

festzulegenden Vorgaben im DTBY-Portal. Der Betreiber des DTBY-Portals ist als 

datenschutzrechtlich Verantwortlicher zur Verarbeitung personenbezogener 

Daten berechtigt, soweit dies zur Abwicklung der Leistungen erforderlich ist.  

6.3 Zusätzlich zu den Abschlagszahlungen gemäß Nr. 6.2 gewährt der 

Aufgabenträger Landkreis Schwandorf Abschlagszahlungen auf die 

Ausgleichsleistungen für die Mindereinnahmen aus dem Ermäßigungsticket wie 

folgt: Jeweils zum 15. des auf die Gültigkeit des jeweils ausgegebenen Tickets 

folgenden Monats können Abschlagszahlungen über das DTBY-Portal beantragt 

werden. Hierzu ist dort die Anzahl der jeweils ausgegebenen, gültigen 

Ermäßigungstickets zu melden. Die Höhe der Abschlagszahlung beträgt je 

gemeldeten verkauften Ermäßigungsticket 20 Euro. Das Verkehrsunternehmen 

kann sich zu der Antragsstellung auch eines Dienstleisters bedienen. Der 

Betreiber des DTBY-Portals ist als datenschutzrechtlich Verantwortlicher zur 

Verarbeitung personenbezogener Daten berechtigt, soweit dies zur Abwicklung 

der Leistungen erforderlich ist.  

6.4 Die endgültige Ermittlung der Ausgleichsleistungen nach Maßgabe dieser 

allgemeinen Vorschrift erfolgt unter Berücksichtigung der Abschlagszahlungen 

nach den Nrn. 6.2 und 6.3. Die endgültige Ermittlung der Ausgleichsleistungen 

beinhaltet auch eine Regelung zu Nachzahlungen und zum Umgang mit 

Überzahlungen (Rückerstattung oder Verrechnung) einschließlich etwaiger 

Verzinsungen.  

 

7. Veröffentlichung nach Art. 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 

1370/20070 

 

7.1 Landkreis Schwandorf ist über die auf Grundlage dieser allgemeinen Vorschrift 

gewährten Ausgleichsleistungen berichtspflichtig gemäß Artikel 7 Absatz 1 der 

Verordnung (EG) Nr. 1370/2007. Soweit ein öffentlicher Dienstleistungsauftrag 

besteht, sind die Ausgleichsleistungen nach Maßgabe dieser allgemeinen 

Vorschrift Bestandteil der Ausgleichsleistungen auf Grundlage des jeweiligen 

öffentlichen Dienstleistungsauftrags; sie werden somit gesamthaft zusammen 

mit den Ausgleichsleistungen dieses öffentlichen Dienstleistungsauftrags im 

Rahmen des Berichts nach Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 

1370/2007 dargestellt.  

7.2 Sofern dies für die Gewährleistung der Berichtspflicht nach 

Artikel 7 Absatz 1 Satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 erforderlich ist, 

können Daten, die im Zusammenhang mit dieser allgemeinen Vorschrift stehen, 

auch nachträglich von den Verkehrsunternehmen eingefordert werden. 

Verkehrsunternehmen, denen ein Ausgleich aufgrund dieser allgemeinen 

Vorschrift gewährt wird, können sich insoweit nicht auf Vertraulichkeit bzw. die 

Geheimhaltung der von ihnen gemachten Angaben berufen. 
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8. Inkrafttreten und Geltungsdauer; Außerkrafttreten 

 

8.1 Diese allgemeine Vorschrift tritt am 01.05.2024 in Kraft. Mit Inkrafttreten der 

hiesigen allgemeinen Vorschrift wird die bisherige allgemeine Vorschrift über die 

Festsetzung des Deutschlandtickets einschließlich Ermäßigungsticket als 

Höchsttarif des Landkreis Schwandorf vom 22.12.2023 (Amtsblatt Nr. 37 vom 

27.12.2023) abgelöst und tritt außer Kraft. Die Abwicklung des Verfahrens über 

die Gewährung von Ausgleichsleistungen für das Kalenderjahr 2024 erfolgt 

somit gesamthaft und vollständig über die hiesige allgemeine Vorschrift.  

Die Abwicklung des Verfahrens über die Gewährung von Ausgleichsleistungen 

für das Kalenderjahr 2023 gemäß der allgemeinen Vorschrift über die 

Festsetzung des Deutschlandtickets als Höchsttarif des Landkreises Schwandorf 

vom 24.04.2023 (Amtsblatt Nr. 12 vom 25.04.2023) wird auch nach 

Außerkrafttreten der allgemeinen Vorschrift vom 22.12.2023 gemäß Satz 2 nach 

den Regelungen der allgemeinen Vorschrift vom 24.04.2023 zu Ende geführt 

(insbesondere Erfüllung sämtlicher Nachweispflichten durch die 

Verkehrsunternehmen und Durchführung der Schlussabrechnung. 

8.2 Diese allgemeine Vorschrift tritt am 31. Dezember 2024 außer Kraft. Die 

Abwicklung des Verfahrens über die Gewährung von Ausgleichsleistungen für 

das Kalenderjahr 2024 wird auch nach dem Außerkrafttreten gemäß Satz 1 nach 

den Regelungen dieser allgemeinen Vorschrift zu Ende geführt (insbesondere 

Erfüllung sämtlicher Nachweispflichten durch die Verkehrsunternehmen und 

Durchführung der Schlussabrechnung). Die allgemeine Vorschrift kann durch 

Änderungs-Allgemeinverfügung verlängert, geändert oder aufgehoben werden. 

Die allgemeine Vorschrift und die damit verbundene Pflicht zur Anerkennung des 

Deutschlandtickets kann insbesondere dann außer Kraft gesetzt werden, wenn 

keine ausreichende Finanzierung des Deutschlandtickets mehr sichergestellt ist, 

um die auf Basis der Allgemeinverfügung bestehenden Ausgleichsansprüche 

vollumfänglich zu befriedigen.  

 

Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach ihrer Bekanntgabe 

Klage erhoben werden bei dem 
 

Bayerischen Verwaltungsgericht Regensburg 

Postfachanschrift: Postfach 11 01 65, 93014 Regensburg, 
Hausanschrift: Haidplatz 1, 93047 Regensburg, 

 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in 

einer für den Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines 
Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen 

Wirkungen! 
 
Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich 

elektronisch einreichen. 
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Kraft Bundesrecht wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der 
Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig. 

 
Schwandorf, den 17.04.2024 

Thomas Ebeling 
Landrat  
 

 
 

Anlagen 
Anlage 1 Besondere Bestimmungen zum bayerischen ermäßigten Deutschlandticket 

für Auszubildende, Studierende und Freiwilligendienstleistende 

(Ermäßigungsticket) für das Jahr 2024 
Anlage 2 Richtlinien über die Gewährung von Billigkeitsleistungen zum Ausgleich 

nicht gedeckter Ausgaben im öffentlichen Personennahverkehr im 
Zusammenhang mit dem Deutschlandticket im Jahr 2024 im Freistaat 
Bayern (Richtlinien Deutschlandticket ÖPNV Bayern 2024) vom 22. Januar 

2024  
Anlage 3 Verfahren der Ermittlung der Höhe des bestandssichernden Betrages je 

Verkehrsunternehmen und Aufteilung auf den jeweiligen Aufgabenträger in 
Nachfolge des Ausgleichs nach § 45a des Personenbeförderungsgesetzes 

 

 
 

Anlage 1: Besondere Bestimmungen zum bayerischen ermäßigten 
Deutschlandticket für Auszubildende, Studierende und 
Freiwilligendienstleistende (Ermäßigungsticket) für das Jahr 2024 

 
 

1 Geltung der Tarifbestimmungen des Deutschlandtickets  

Für das Ermäßigungsticket gelten die bundesweiten Tarifbestimmungen des 
Deutschlandtickets in der jeweils geltenden Fassung 

((https://infoportal.mobil.nrw/koordinierungsrat.html). Dies umfasst insbesondere die 
monatliche Kündbarkeit und den digitalen Vertrieb.  

2 Definition Ermäßigungsticket  

Das Ermäßigungsticket als Tarifangebot für Auszubildende, Studierende und 

Freiwilligendienstleistende im Freistaat Bayern ist eine beim Erwerb rabattierte 
Version des Deutschlandtickets. Das Ermäßigungsticket ist um 20 Euro gegenüber 
dem regulären Deutschlandticket rabattiert. Der Ermäßigungsbetrag wird vom 

Freistaat Bayern finanziert.   

3 Berechtigtenkreis  

3.1 Folgende Gruppen sind zum Erwerb des Ermäßigungstickets berechtigt:  

a) Auszubildende (zur Definition siehe 3.2),   

b) Studierende (zur Definition siehe 3.3),   
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c) Freiwilligendienstleistende (zur Definition siehe 3.4).   

3.2 Als Auszubildende werden definiert:  

 Auszubildende mit einem Berufsausbildungsvertrag nach § 10 Abs. 1 

Berufsbildungsgesetz (BBiG) und vergleichbare Fälle. Dies umfasst Menschen 

mit Behinderung und Menschen, die von einer Behinderung bedroht sind, die 

eine Ausbildung im Rahmen eines Berufsbildungswerkes absolvieren. Den 

Auszubildenden mit Vertrag nach § 10 Abs. 1 BBiG sind vergleichbar die 

Teilnehmenden an Vorschaltmaßnahmen der arbeitsweltbezogenen 

Jugendsozialarbeit in Jugendwerkstätten in Vorbereitung auf eine Ausbildung. 

 

 Schülerinnen und Schüler an einer Berufsschule/-fachschule gemäß Art. 11, 13 

Bayerisches Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG). Dem 

vergleichbar sind Schülerinnen und Schüler am Lehrgang geprüfte 

agrartechnische Assistentinnen und Assistenten nach der Lehrgangsordnung für 

staatlich geprüfte agrartechnische Assistentinnen und Assistenten. 

 
 Schülerinnen und Schüler des Staatsinstituts für die Ausbildung von Fachlehrern 

und des Staatsinstituts für die Ausbildung von Förderlehrern gemäß Art. 120 

BayEUG (in Verbindung mit Zulassungs-, Ausbildungs- und Prüfungsordnung für 

die Erste Lehramtsprüfung von Fachlehrkräften beziehungsweise 

Studienordnung für das Staatsinstitut für die Ausbildung von Förderlehrern). 

 

 Auszubildende an der Fachschule nach Art. 15 BayEUG. 

 
 Beamtenanwärterinnen und Beamtenanwärter der Qualifikationsebene I und II 

in der Ausbildungszeit nach Art. 8 Abs. 2 Satz 1 Nrn. 1 bis 2 

Leistungslaufbahngesetz (LlbG).  

Auszubildende neuer Ausbildungsrichtungen können künftig als bezugsberechtigte 
Auszubildende anerkannt werden, soweit diese mit den oben genannten 
Personengruppen vergleichbar sind.   

Für die örtliche Berechtigung muss der gemeldete Hauptwohnsitz oder der Schulort in 
Bayern liegen.  

3.3 Als Studierende werden definiert:  

Studierende an Hochschulen nach Art. 1 Abs. 2 und 3 Bayerisches  
Hochschulinnovationsgesetz (BayHIG)  

 Studierende einer sonstigen Einrichtung im Sinne von Art. 112 Abs. 1 Sätze 1 

bis 3 BayHIG  

 Studierende an der Fachakademie nach Art. 17 BayEUG  

 Beamtenanwärterinnen und Beamtenanwärter der Qualifikationsebene III in der 

Ausbildungszeit nach Art. 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 LlbG und vergleichbare 

Studierende, welche die Qualifikation für eine Fachlaufbahn außerhalb eines 

Beamtenverhältnisses erwerben (zum Beispiel Studierende im Sinne des Art. 17 

Abs. 1 Satz 2 Gesetz über die Hochschule für den öffentlichen Dienst).  
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Studierende neuer Einrichtungen können künftig als bezugsberechtigte Studierende 
anerkannt werden, soweit diese mit den oben genannten Personengruppen 

vergleichbar sind.  
Maßgeblich für den Erwerb ist der Studienort in Bayern.   

Verkehrsunternehmen können auch Studierenden mit Hauptwohnsitz in Bayern an den 
am gemeinsamen Semesterticket beteiligten Hochschulen den Erwerb des 
Ermäßigungstickets ermöglichen, wenn alle der im Folgenden aufgeführten 

Voraussetzungen erfüllt sind:  
 Der Studienort des Studierenden liegt nicht in Bayern, aber innerhalb 

Deutschlands in einem bundesländerübergreifenden lokalen Verkehrsverbund 

mit einem gemeinsamen Semesterticket für die bayerischen und 

außerbayerischen Hochschulen.  

 Der Verkehrsverbund umfasst auch bayerische Kommunen.  

 Im Bundesland des Studienortes gibt es für den Studierenden kein Angebot für 

ein ermäßigtes Deutschlandticket für Studierende.  

3.4 Als Freiwilligendienstleistende gelten:  

 Bundesfreiwilligendienstleistende nach § 2 Gesetz über den 

Bundesfreiwilligendienst und  

 Freiwilligendienstleistende nach § 2 Gesetz zur Förderung von 

Jugendfreiwilligendiensten (Freiwilliges soziales Jahr/Freiwilliges ökologisches 

Jahr, et cetera)  

mit gemeldetem Hauptwohnsitz oder Dienstort in Bayern.  

4 Zeitliche Berechtigung zum Neubezug  

Ein Neubezug des Ermäßigungstickets (durch Neuabschluss bzw. Wiederaufleben eines 
Abo-Vertrags) ist, solange keine taggenaue Gültigkeit des Deutschlandtickets gegeben 

ist, für all jene gesamten Monatszeiträume möglich, in denen mindestens zehn 
Kalendertage im nachgewiesenen Berechtigungszeitraum (Semester, Ausbildungsjahr, 
Dienstzeitraum etc.) liegen.  

5 Besondere Bestimmungen zur Bezugsberechtigung für Studierende  

Der Gesamtpreis für das Ermäßigungsticket inklusive des geleisteten Beitrages für ein 

vor Ort bestehendes solidarisches Semesterticket (sofern vorhanden) liegt 20 Euro 
unter dem jeweils aktuellen Preis des regulären Deutschlandtickets. Beim Erwerb 
durch Studierende, deren Studierendenwerk für sie ein verpflichtendes solidarisches 

Semesterticket vereinbart hat, ist von den Vertriebsstellen des Ermäßigungstickets 
(z.B. Verkehrsunternehmen bzw. sonstige für den Vertrieb verantwortlichen Stellen 

wie z. B. Verbundorganisationen oder Vertriebsdienstleister) der durch den 
Studierenden geleistete Solidarbeitrag für ein Semesterticket mit einem Sechstel beim 
Bezugspreis des Ermäßigungstickets monatlich anzurechnen.   
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6 Berechtigungsprüfung für den Erwerb des Ermäßigungstickets  

6.1 Berechtigungsprüfung für Auszubildende und Freiwilligendienstleistende  

Die Berechtigung für den Erwerb des Ermäßigungstickets ist beim erstmaligen Erwerb 
und danach spätestens nach Ablauf von jeweils 12 Monaten durch ein geeignetes 

Verfahren durch die Vertriebsstelle des Ermäßigungstickets zu prüfen. Die 
Berechtigungsprüfung soll auch unterjährig durchgeführt werden können; das 
Prüfungsergebnis gilt jeweils für 12 Monate, maximal jedoch bis zum Ablauf der 

Ausbildungs-/Dienstzeit. Die Vertriebsstelle kann auch kürzere Fristen vorsehen. 
Hierbei ist primär ein vom Freistaat Bayern bereitgestelltes, einheitliches Formular als 

Berechtigungsnachweis zu nutzen. Das genaue Verfahren sowie mögliche Alternativen 
werden im Anhang „Regelungen zur Berechtigungsprüfung für den Erwerb des 
Ermäßigungstickets“ definiert.   

6.2 Berechtigungsprüfung für Studierende  

Die Berechtigung für den Erwerb des Ermäßigungstickets ist beim erstmaligen Erwerb 

und danach mindestens zu Beginn jedes Semesters zu prüfen. Hierbei sollte ein 
elektronischer Datenabgleich mit der jeweiligen Hochschule (sogenanntes „Shibboleth-
Verfahren“) genutzt werden. Das genaue Verfahren sowie mögliche Alternativen 

werden im Anhang „Regelungen zur Berechtigungsprüfung für den Erwerb des 
Ermäßigungstickets“ definiert. Für Trimester gilt sinngemäß dasselbe wie für 

Semester.  

6.3 Behandlung von Ermäßigungstickets im Ausgleichsverfahren  

Wenn die Vertriebsstelle die Kriterien der Berechtigungsprüfung gemäß Ziffer 6.1 bei 

Auszubildenden und Freiwilligendienstleistenden und Ziffer Fehler! Verweisquelle 
konnte nicht gefunden werden. bei Studierenden sowie die im Anhang 

„Regelungen zur Berechtigungsprüfung für den Erwerb des Ermäßigungstickets“ 
definierten Kriterien eingehalten hat, werden vom Freistaat Bayern auch ohne gültigen 
Berechtigungsnachweis ausgegebene Ermäßigungstickets im Rahmen des 

Ausgleichsanspruchs akzeptiert.  
Ergibt eine nachträglich durchgeführte Berechtigungsprüfung, dass im bereits 

vergangenen Bezugszeitraum keine Berechtigung für einen Erwerb des 
Ermäßigungstickets bestand, dann muss die Vertriebsstelle das Abonnement entweder 
als reguläres Deutschlandticket ohne Ermäßigung fortführen und den hierfür jeweils 

aktuell geltenden monatlichen Preis erheben, oder das Abonnement kündigen.  
 

 
 

Anhang zur Anlage 1 – Regelungen zur Berechtigungsprüfung für den Erwerb 
des Ermäßigungstickets für das Jahr 2024 
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1 Berechtigungsprüfung für Auszubildende und Freiwilligendienstleistende  

Die Berechtigungsprüfung für Auszubildende und Freiwilligendienstleistende regelt 

Ziffer 6.1 der Anlage 1. Nachfolgend werden Regelverfahren (1.1) und alternative 
Verfahren (1.2) konkretisiert.  

1.1 Regelverfahren  

Auszubildende und Freiwilligendienstleistende müssen eine Bestätigung durch die 
Schule, Dienststelle (bei Beamtenanwärterinnen und -anwärtern) oder den Träger des 

Freiwilligendienstes vorlegen, deren Ausstellungsdatum nicht länger als zwei Monate 
zurückliegen darf. Hierbei ist das einheitliche Formular, welches vom Freistaat Bayern 

zum Download auf einer Webseite (https://bahnland-
bayern.de/de/ermaessigungsticket) und bei den Vertriebsstellen zur Verfügung 
gestellt wird, als Berechtigungsnachweis zu nutzen.  

Auf dem Formular ist festgehalten, dass 14 Tage Vorbestellfrist gelten. Alle in diesem 
Sinne rechtzeitig eingehenden Bestellungen sollen daher fristgerecht bearbeitet 

werden. Ein schnelleres Abwickeln der Bestellung ist gleichwohl möglich.  
Für die Berechtigungsprüfung wird eine Liste der beruflichen Schulen, Dienststellen 
und Freiwilligendienst-Träger zur Verfügung gestellt. Diese wird vor Beginn des 

jeweiligen Ausbildungsjahres und, soweit Schulen, Dienststellen oder Träger wegfallen 
oder neu hinzukommen, aktualisiert.   

Wenn Auszubildende in einem Ausbildungsverhältnis mit einem Ausbildungsvertrag 
nach § 10 Abs. 1 BBiG sind, aber generell keine Berufsschule besuchen, kann in 
diesem Fall anstelle der Bildungseinrichtung die zuständige Industrie- und 

Handelskammer bzw. Handwerkskammer die Berechtigung prüfen und das Formular 
bestätigen. 

Ein geeignetes Verfahren der Überprüfung der Berechtigungsnachweise ist 
anzuwenden. Dabei sind folgende Prüfmerkmale relevant:  

 von der Bildungseinrichtung (bzw. Dienststelle für Beamtenanwärter/innen oder 

Träger für Freiwilligendienstleistende) unterschriebene und gestempelte 

Bestätigung, dass der Ticketnutzer zum Berechtigungskreis des 

Ermäßigungstickets zählt,  

 Lage der Bildungseinrichtung (bzw. Dienststelle/Dienstort für 

Beamtenanwärter/innen und Freiwilligendienstleistende) in Bayern oder Lage 

des Hauptwohnsitzes (so wie vom Ticketnutzer angegeben) in Bayern, 

Ausstellungsdatum des Bestätigungsformulars nicht älter als zwei Monate,  

 voraussichtliches Ausbildungs-/Dienstende (wie von Schule/Dienststelle/Träger 

angegeben): Falls es weniger als 12 Monate in der Zukunft liegt, ist dieses 

Enddatum als Auslaufdatum des Abonnements zu übernehmen. Dabei soll die 

Abolaufzeit auf ganze Monate aufgerundet werden.  

1.2 Alternative Verfahren  

Als Alternativen zur Berechtigungsprüfung gemäß dem Regelverfahren können die 
Vertriebsstellen weitere Verfahren einsetzen. Diese sind mit dem Freistaat vorher 
abzustimmen:   
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a) Nutzung bestehender Schnittstellen zu den Arbeitgebern, z.B. über Jobticket-

Portale. Hierüber könnten Arbeitgeber die Berechtigung sowie Ausbildungsdauer 

bestätigen, ohne dass Schulen/Dienststellen tätig werden müssen.  

 
b) Nutzung bestehender Schnittstellen zu Auszubildenden-Datenbanken der 

Ausbildungskammern, die über eine datenschutzkonforme Abfrage eine 

sofortige Aussage über das Vorliegen und das voraussichtliche Auslaufdatum 

eines Ausbildungsverhältnisses zulassen, z.B. „AzubiCard“.  

c) Die Nutzung anderer geeigneter Nachweise ist hilfsweise bei erstmaliger 

Bestellung gestattet, wenn anders keine fristgerechte Umsetzung des Verkaufs 

an Auszubildende und Freiwilligendienstleistende möglich wird. Bei jeder 

erneuten Berechtigungsprüfung kann der Nachweis dann nur noch über die 

Verfahren nach Ziffer 1.1, 1.2 a) und 1.2 b) erfolgen. Darauf ist bereits bei der 

Erstbestellung durch den Vertriebspartner hinzuweisen. 

1.3 Verfahren bei Anspruch auf Schulwegkostenfreiheit  

Bei Auszubildenden, die als Berufsschüler/innen unter die Schulwegkostenfreiheit nach 
den Bestimmungen des Gesetzes über die Kostenfreiheit des Schulweges (SchKfrG) 
fallen, genügt die Ticketbestellung durch den zuständigen Träger der 

Schülerbeförderung als Berechtigungsnachweis. Eine zusätzliche Überprüfung mit dem 
Nachweisformular nach Ziffer 1.1 ist nicht erforderlich.   

 

2 Berechtigungsprüfung für Studierende  

Die Berechtigungsprüfung für Studierende regelt Ziffer 6.2 der Anlage 1. Nachfolgend 

werden Regelverfahren (2.1) und alternative Verfahren (2.2) konkretisiert.  
Bei krummen Semesterdauern bzw. bei tagesgenauem Abostart (falls dieser künftig 

eingeführt wird) soll die Abolaufzeit am Semesterende auf ganze Monate aufgerundet 
werden.  

2.1 Regelverfahren  

Bei der Berechtigungsprüfung ist ein geeignetes elektronisches Verfahren mit 
Datenabgleich mit der jeweiligen Hochschule beim Vertrieb des Tickets anzuwenden. 

Hierbei sollte nach Möglichkeit das Shibboleth-Verfahren genutzt werden.   

2.2 Alternative Verfahren  

Neben dem Shibboleth-Verfahren können auch bestehende, alternative 
Datenschnittstellen vor Ort genutzt werden, wenn diese ebenfalls aktuell gepflegt sind 
und dazu geeignet sind, bei Abfrage eine sofortige Aussage über das Vorliegen und 

das voraussichtliche Auslaufdatum einer Immatrikulation zu erzeugen.   
Nur Studierende an bayerischen Hochschulen, die weder das Shibboleth-Verfahren 

noch andere Datenschnittstellen zu den Vertriebsstellen bereitstellen können, können 
das Ermäßigungsticket durch Vorlage des Berechtigungsnachweises im Online-Verkauf 
entsprechend des Verfahrens bei den Auszubildenden gemäß Ziffer 1.1 bzw. 1.2 

erwerben. Hierzu muss die Hochschule das bayernweit einheitliche 
Berechtigungsformular manuell abstempeln und unterschreiben und somit die 
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Immatrikulation des Studierenden bestätigen. Für die Berechtigungsprüfung wird eine 
Liste der betroffenen Hochschulen zur Verfügung gestellt. Diese wird jeweils vor 

Semesterbeginn aktualisiert.   
Ein geeignetes Verfahren der Überprüfung der Berechtigungsnachweise ist 

anzuwenden.   
Dabei sind folgende Prüfmerkmale kumulativ relevant:  

 von der Hochschule unterschriebene und gestempelte Bestätigung, dass der 

Ticketnutzer im angefragten Semester/Trimester ordnungsgemäß 

eingeschrieben ist, 

 Lage der Hochschule (Studienort) in Bayern, oder Hauptwohnsitz in Bayern und 

Zugehörigkeit zu einer Hochschule mit bundesländerübergreifenden 

Semesterticket im Sinne der Ziffer 3.3 der Anlage 1,   

 Ausstellungsdatum des Bestätigungsformulars nicht älter als zwei Monate.  

2.3 Übergangsregelung  

Für die Einführungsphase, in der Regel bis zum Ende des Wintersemesters 2023/24, 

ist die Anwendung weiterer geeigneter Verfahren der Berechtigungsprüfung über die 
alternativen Verfahren gemäß Ziffer 2.2 hinaus möglich, wenn nicht rechtzeitig die 

Anbindung für das Shibboleth-Verfahren abgeschlossen werden kann.  
Hierbei ist ein den alternativen Verfahren entsprechendes, geeignetes Verfahren der 
Überprüfung der Berechtigungsnachweise anzuwenden (vgl. Ziffer 2.2).  

3 Prüfung der Berechtigungsnachweise 

Bei Verkäufen des Ermäßigungstickets ist, falls die Personalkapazität dies erfordert, 

eine stichprobenartige Prüfung der Nachweise für die Berechtigung ausreichend. Die 
Stichprobe muss  bis 30. September 2024 mindestens 30 Prozent und bis 31. 
Dezember 2024 mindestens 35 Prozent der pro Kalenderwoche hochgeladenen 

beziehungsweise eingereichten Berechtigungen betragen. Um die Prüfquote feststellen 
zu können, sollte das Prüfergebnis (ja/nein/ungeprüft) in geeigneter Form 

dokumentiert werden.  

4 Datenschutz  

Die Berechtigungsnachweise sollen für fünf Jahre aufbewahrt und danach zeitnah 

gelöscht werden. 
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Anlage 2: Richtlinien über die Gewährung von Billigkeitsleistungen zum 

Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im öffentlichen Personennahverkehr im 
Zusammenhang mit dem Deutschlandticket im Jahr 2024 im Freistaat Bayern 

(Richtlinien Deutschlandticket ÖPNV Bayern 2024) vom 22. Januar 2024  
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Anlage 3: Anlage zum Verfahren der Ermittlung der Höhe des 

bestandssichernden Betrages je Verkehrsunternehmen und Aufteilung auf den 
jeweiligen Aufgabenträger in Nachfolge des Ausgleichs nach § 45a des 

Personenbeförderungsgesetzes 
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Vollzug des Tiergesundheitsgesetzes (TierGesG) und der Bienenseuchen-
Verordnung (BienSeuchV); 

Ausbruch der Amerikanischen Faulbrut in einem Bienenstand in 92421 
Schwandorf-Naabeck; Allgemeinverfügung für den Bereich Stadt Nittenau, 

Stockenfels 
 
Das Landratsamt Schwandorf als Vertreter des Freistaats Bayern erlässt folgende 

 
Allgemeinverfügung: 

 
1. Aufgrund der amtstierärztlichen Feststellung der Amerikanischen Faulbrut bei 

Bienen in der Gemeinde 92421 Schwandorf-Naabeck wird das Gebiet in einem 

Radius von ca. 2 km um den vorherigen Standort der Bienen in der Stadt 
Nittenau, Nähe Stockenfels, an dem sich die betroffenen Bienenvölker bis ca. 3 

Wochen vor Feststellung des Ausbruchs befanden, zum Sperrbezirk erklärt.  
 
Der Sperrbezirk umfasst folgende Ortschaften und Ortsteile in der Stadt Nittenau: 

Haiderhöf, Reuting, Eichlgütl, Neubäu, Brunn, Bachbügl, Lohbügl, Weißenhof  
 

Die Grenzen des Sperrbezirks sind der beigefügten Karte zu entnehmen, die 
Bestandteil dieser Allgemeinverfügung ist. 
 

2. Für den Sperrbezirk gelten folgende Maßregeln  
(Verpflichtungen gem. § 11 Abs. 1 Bienenseuchen-Verordnung) 

2.1. Alle Bienenvölker und Bienenstände im Sperrbezirk sind unverzüglich auf 
Amerikanische Faulbrut amtstierärztlich zu untersuchen. Diese 
Untersuchung ist frühestens zwei, spätestens neun Monate nach der 

Tötung oder Behandlung der an der Seuche erkrankten Bienenvölker des 
verseuchten Bienenstandes zu wiederholen. 

2.2. Bewegliche Bienenstände dürfen von ihrem Standort nicht entfernt werden. 
2.3. Bienenvölker, lebende oder tote Bienen, Waben, Wabenteile, 

Wabenabfälle, Wachs, Honig, Futtervorräte, Bienenwohnungen und 

benutzte Gerätschaften dürfen nicht aus den Bienenständen entfernt 
werden. 

2.4. Bienenvölker oder Bienen dürfen nicht in den Sperrbezirk verbracht 
werden. 

2.5. Die Imker in diesem Gebiet sind verpflichtet, ihre Bienenvölker unter 
Angabe des Standortes der Bienenstände dem Veterinäramt Schwandorf 
(Tel. 09431/471-231) anzuzeigen.  

2.6. Von Bienen nicht mehr besetzte Bienenwohnungen sind stets bienendicht 
verschlossen zu halten. 

2.7. Dies gilt nicht für 
a. Wachs, Waben, Wabenteile und Wabenabfälle, wenn sie an 

wachsverarbeitende Betriebe, die über die erforderliche Einrichtung 

zur Entseuchung des Wachses verfügen, unter der Kennzeichnung 
„Seuchenwachs“ abgegeben werden. 

b. Honig, der nicht zur Verfütterung an Bienen bestimmt ist. 
 

3. Die sofortige Vollziehung der Ziffern 1. und 2. wird hiermit angeordnet. 

 
4. Für diese Allgemeinverfügung werden keine Kosten erhoben. 
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5. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 

Gründe: 
 

I.  
Durch das Veterinäramt am Landratsamt Schwandorf wurde am 09.04.2024 
festgestellt, dass in einem Bienenstand in Schwandorf-Naabeck die Amerikanische 

Faulbrut nachgewiesen wurde. Die betroffenen 26 Bienenvölker befanden sich bis ca. 3 
Wochen vor Feststellung des Ausbruchs an einem Standort in der Nähe der Burgruine 

Stockenfels. Deshalb wird diese Allgemeinverfügung erlassen. 
 

II.  

Das Landratsamt Schwandorf ist für den Erlass dieser Allgemeinverfügung sachlich und 
örtlich zuständig (§ 5 Abs. 1 TierGesG i.V.m. Art. 2 Abs. 2 und Abs. 1 Nr. 3 Gesetz über 

den gesundheitlichen Verbraucherschutz und das Veterinärwesen (GVVG), Art. 3 Abs. 1 
Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz). 
Rechtsgrundlagen für den Erlass der Allgemeinverfügung sind § 10 Abs. 1, 2,  

§ 11, § 4 und § 5 b Bienenseuchen-Verordnung.  
 

Die Amerikanische Faulbrut der Bienen ist eine übertragbare, bakteriell bedingte 
Tierseuche, die große Schäden an der Bienenbrut verursacht, die Überlebensfähigkeit 
von Bienenvölkern in einer Region ernsthaft gefährdet und dementsprechend erhebliche 

wirtschaftliche Schäden hervorrufen kann. Sie gehört zu den anzeigepflichtigen 
Tierseuchen gemäß § 4 TierGesG i.V.m. § 1 Nr. 2a der Verordnung über 

anzeigepflichtige Tierseuchen.  
 
In der vorliegenden Seuchensituation und wegen der Folgen der Amerikanischen 

Faulbrut für die umliegenden Bienenhaltungen mussten sich die 
Ermessensentscheidungen an der Interessenlage der hiesigen Imker orientieren. Die 

vorhandene Seuchenverbreitungsgefahr ist – soweit möglich – mit allen zur Verfügung 
stehenden Mitteln zu verhindern.  
 

Da die Amerikanische Faulbrut festgestellt worden ist, hat die zuständige Behörde 
gemäß § 10 Abs. 1 und 2 BienSeuchV das Gebiet in einem Umkreis zu diesem 

Bienenstand von mindestens 1 km zum Sperrbezirk zu erklären. Nach Einschätzung des 
Veterinäramtes beim Landratsamt Schwandorf ist für den aktuellen Seuchenbestand ein 

Sperrbezirk mit einem Radius von jeweils 2 km erforderlich und wird hiermit festgesetzt. 
In Anbetracht dessen, dass die Flugweite der Bienen mehr als einen 1 km beträgt und 
die Flugweite auch von der Entfernung des Bienenstandes zu besonders ergiebigen 

Bienenweiden abhängig ist, wurde der Radius des Sperrbezirkes den gegebenen 
Verhältnissen angepasst und aus tierseuchenrechtlichen Belangen daher auf ca. 2 km 

festgelegt.  
 
Die Bekanntgabe des Verwaltungsaktes in Form der Allgemeinverfügung war gemäß 

Art. 41 Abs. 3 und 4 BayVwVfG erforderlich, um die gebotenen 
Seuchenbekämpfungsmaßnahmen schnellstmöglich einer großen Anzahl von 

betroffenen Bienenbesitzern mitzuteilen.  
Die für den Sperrbezirk geltenden Maßregeln nach Ziffer 2.1 bis. 2.5 ergeben sich aus 
§ 11 Abs. 1 BienSeuchV, Ziffer 2.6 ergibt sich aus § 6 BienSeuchV Die Ausnahme nach 

Ziffer 2.7. ergibt sich aus § 11 Abs. 2 BienSeuchV. 
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Die sofortige Vollziehung der Ziffern 1. und 2. (Schutzmaßregeln) war gemäß § 80 Abs. 
2 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) anzuordnen. Es liegt im 

überwiegenden öffentlichen Interesse die Maßregeln mit sofortiger Wirksamkeit 
umzusetzen, um eine Weiterverbreitung der Seuche zu verhindern.   

 
Die Gefahr der Weiterverbreitung der Seuche und der damit verbundene wirtschaftliche 
Schaden sind höher einzuschätzen als das persönliche Interesse an der aufschiebenden 

Wirkung eines eingelegten Rechtsbehelfs. Vorliegend handelt es sich um ein 
Seuchengeschehen, bei dem unverzüglich gehandelt werden muss. Jedes Zuwarten 

erhöht die Gefahr einer Verbreitung der Bienenseuche ganz erheblich. Daher kann 
Rechtsmitteln gegen diese Anordnung keine aufschiebende Wirkung zugebilligt werden. 
 

Die Kostenentscheidung stützt sich auf Art. 13 des Gesetzes zur Ausführung des 
Tiergesundheitsgesetzes (BayAGTierGesG). 

 
Rechtsbehelfsbelehrung 

 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach deren 
Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem 

 
Bayerischen Verwaltungsgericht Regensburg  

in 93047 Regensburg 

Postfach 11 01 65, 93014 Regensburg, 
Haidplatz 1, 93047 Regensburg, 

 
schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz 
zugelassenen¹ Form. 

 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

 
Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in 
einer für den Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines 

Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen 
Wirkungen!  

 
Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich 

elektronisch einreichen. 
 

[Sofern kein Fall des § 188 VwGO vorliegt:] Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren 

vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig. 
 

Schwandorf, 18.04.2024 
Landratsamt Schwandorf  
Thomas Ebeling 

Landrat 
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Vollzug des Tiergesundheitsgesetzes (TierGesG) und der Bienenseuchen-
Verordnung (BienSeuchV); 

Ausbruch der Amerikanischen Faulbrut in einem Bienenstand in 92421 
Schwandorf-Naabeck; 

 
Das Landratsamt Schwandorf als Vertreter des Freistaat Bayern erlässt folgende 
 

Allgemeinverfügung: 
 

1. Aufgrund der amtstierärztlichen Feststellung der Amerikanischen Faulbrut bei 
Bienen in der Stadt 92421 Schwandorf, Ortsteil Naabeck, wird das Gebiet in 
einem Radius von ca. 2 km um die betroffenen Bienenstände zum Sperrbezirk 

erklärt. 

Der Sperrbezirk umfasst folgende Ortschaften und Ortsteile in der Stadt 
Schwandorf: 
 

Hartenricht, Bügerlhof, Krainhof, Gögglbach, Ziegelhütte, Naabeck, Spielberg, 
Dachelhofen (westlicher Teil entlang der Linie: Naab – Uferstraße - Tellstraße – 

St-Josef-Straße), Bayernwerk inkl. Umspannwerk, Büchelkühn (westlicher Teil 
entlang der Linie: Kreuzfeldstraße ab Hs.Nr. 18 – Bussardstraße – Lange Straße 
– Florastraße – Bügellohweg – Büchelkühner Straße), Strießendorf und 

Wiefelsdorf (westlicher Teil entlang der Linie: Wiefelsdorfer Straße – Pfarrer-
Spießl-Straße). 

 
Die Grenzen des Sperrbezirks sind der beigefügten Karte zu entnehmen, die 
Bestandteil dieser Allgemeinverfügung ist. 

 
2. Für den Sperrbezirk gelten folgende Maßregeln  

(Verpflichtungen gem. § 11 Abs. 1 Bienenseuchen-Verordnung) 
 
2.1. Alle Bienenvölker und Bienenstände im Sperrbezirk sind unverzüglich auf 

Amerikanische Faulbrut amtstierärztlich zu untersuchen. Diese 
Untersuchung ist frühestens zwei, spätestens neun Monate nach der 

Tötung oder Behandlung der an der Seuche erkrankten Bienenvölker des 
verseuchten Bienenstandes zu wiederholen. 

2.2. Bewegliche Bienenstände dürfen von ihrem Standort nicht entfernt werden. 

2.3. Bienenvölker, lebende oder tote Bienen, Waben, Wabenteile, 
Wabenabfälle, Wachs, Honig, Futtervorräte, Bienenwohnungen und 

benutzte Gerätschaften dürfen nicht aus den Bienenständen entfernt 
werden. 

2.4. Bienenvölker oder Bienen dürfen nicht in den Sperrbezirk verbracht 

werden. 
2.5. Die Imker in diesem Gebiet sind verpflichtet, ihre Bienenvölker unter 

Angabe des Standortes der Bienenstände dem Veterinäramt Schwandorf 
(Tel. 09431/471-231) anzuzeigen.  

2.6. Von Bienen nicht mehr besetzte Bienenwohnungen sind stets bienendicht 

verschlossen zu halten. 
2.7. Dies gilt nicht für 

a. Wachs, Waben, Wabenteile und Wabenabfälle, wenn sie an 
wachsverarbeitende Betriebe, die über die erforderliche Einrichtung 
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zur Entseuchung des Wachses verfügen, unter der Kennzeichnung 
„Seuchenwachs“ abgegeben werden. 

b. Honig, der nicht zur Verfütterung an Bienen bestimmt ist. 
 

3. Die sofortige Vollziehung der Ziffern 1. und 2. wird hiermit angeordnet. 
 

4. Für diese Allgemeinverfügung werden keine Kosten erhoben. 

 

5. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

 
Gründe:  

 
I. 

Durch das Veterinäramt am Landratsamt Schwandorf wurde am 09.04.2024 
festgestellt, dass in einem Bienenstand in Schwandorf-Naabeck die Amerikanische 
Faulbrut nachgewiesen wurde. Deshalb wird diese Allgemeinverfügung erlassen. 

 
II. 

Das Landratsamt Schwandorf ist für den Erlass dieser Allgemeinverfügung sachlich und 
örtlich zuständig (§ 5 Abs. 1 TierGesG i.V.m. Art. 2 Abs. 2 und Abs. 1 Nr. 3 Gesetz über 
den gesundheitlichen Verbraucherschutz und das Veterinärwesen (GVVG), Art. 3 Abs. 1 

Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz). 
 

Rechtsgrundlagen für den Erlass der Allgemeinverfügung sind § 10 Abs. 1, § 11, § 4 
und § 5 b Bienenseuchen-Verordnung. 
 

Die Amerikanische Faulbrut der Bienen ist eine übertragbare, bakteriell bedingte 
Tierseuche, die große Schäden an der Bienenbrut verursacht, die Überlebensfähigkeit 

von Bienenvölkern in einer Region ernsthaft gefährdet und dementsprechend erhebliche 
wirtschaftliche Schäden hervorrufen kann. Sie gehört zu den anzeigepflichtigen 
Tierseuchen gemäß § 4 TierGesG i.V.m. § 1 Nr. 2a der Verordnung über 

anzeigepflichtige Tierseuchen. 
 

In der vorliegenden Seuchensituation und wegen der Folgen der Amerikanischen 
Faulbrut für die umliegenden Bienenhaltungen mussten sich die 
Ermessensentscheidungen an der Interessenlage der hiesigen Imker orientieren. Die 

vorhandene Seuchenverbreitungsgefahr ist – soweit möglich – mit allen zur Verfügung 
stehenden Mitteln zu verhindern. 

 
Da die Amerikanische Faulbrut festgestellt worden ist, hat die zuständige Behörde 
gemäß § 10 Abs. 1 BienSeuchV das Gebiet in einem Umkreis zu diesem Bienenstand 

von mindestens 1 km zum Sperrbezirk zu erklären. Nach Einschätzung des 
Veterinäramtes beim Landratsamt Schwandorf ist für den aktuellen Seuchenbestand ein 

Sperrbezirk mit einem Radius von jeweils 2 km erforderlich und wird hiermit festgesetzt. 
In Anbetracht dessen, dass die Flugweite der Bienen mehr als einen 1 km betragen 
kann und die Flugweite auch von der Entfernung des Bienenstandes zu besonders 

ergiebigen Bienenweiden abhängig ist, wurde der Radius des Sperrbezirkes den 
gegebenen Verhältnissen angepasst und aus tierseuchenrechtlichen Belangen daher auf 

ca. 2 km festgelegt. 
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Die Bekanntgabe des Verwaltungsaktes in Form der Allgemeinverfügung war gemäß 
Art. 41 Abs. 3 und 4 BayVwVfG erforderlich, um die gebotenen 

Seuchenbekämpfungsmaßnahmen schnellstmöglich einer großen Anzahl von 
betroffenen Bienenbesitzern mitzuteilen.  

 
Die für den Sperrbezirk geltenden Maßregeln nach Ziffer 2.1 bis. 2.6 ergeben sich aus 
§ 11 Abs. 1 BienSeuchV, Ziffer 2.7 ergibt sich aus § 6 BienSeuchV Die Ausnahme nach 

Ziffer 2.7. ergibt sich aus § 11 Abs. 2 BienSeuchV. 
 

Die sofortige Vollziehung der Ziffer 1. und der Schutzmaßregeln (Ziffer 2.) war gemäß 
§ 80 Abs. 2 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) anzuordnen. Es liegt im 
überwiegenden öffentlichen Interesse die Maßregeln mit sofortiger Wirksamkeit 

umzusetzen, um eine Weiterverbreitung der Seuche zu verhindern.  
 

Die Gefahr der Weiterverbreitung der Seuche und der damit verbundene wirtschaftliche 
Schaden sind höher einzuschätzen als das persönliche Interesse an der aufschiebenden 
Wirkung eines eingelegten Rechtsbehelfs. Vorliegend handelt es sich um ein 

Seuchengeschehen, bei dem unverzüglich gehandelt werden muss. Jedes Zuwarten 
erhöht die Gefahr einer Verbreitung der Bienenseuche ganz erheblich. Daher kann 

Rechtsmitteln gegen diese Anordnung keine aufschiebende Wirkung zugebilligt werden. 
 
Die Kostenentscheidung stützt sich auf Art. 13 des Gesetzes zur Ausführung des 

Tiergesundheitsgesetzes (BayAGTierGesG). 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach deren 

Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem 
 

Bayerischen Verwaltungsgericht Regensburg  
in 93047 Regensburg 

Postfach 11 01 65, 93014 Regensburg, 

Haidplatz 1, 93047 Regensburg, 
 

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz 
zugelassenen¹ Form. 

 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:  

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in 

einer für den Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines 
Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen 

Wirkungen!  
 
Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich 

elektronisch einreichen.  
[Sofern kein Fall des § 188 VwGO vorliegt:] Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren 

vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig. 
 
Schwandorf, 17.04.2024 

Landratsamt Schwandorf  
Thomas Ebeling 

Landrat 
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Übungen von NATO-Landstreitkräften „1-77 FA PA Training” von 16.04.2024 
bis 21.04.2024 

 
Die US Armee 1-77 FA, 41st Fires BDE führt in der Zeit von 16. April 2024 – 21. April 

2024 eine Gefechtsübung durch. 
 
Bezeichnung: 1-77 FA PA Training 

 
Übungsraum:  

Betroffen sind im Landkreis Schwandorf die Gemeinden: 
Gleiritsch, Guteneck, Nabburg, Wernberg-Köblitz, Pfreimd, Teunz und Trausnitz 
 

Anmerkungen zur Übung:  
Schwerpunkt des Manövers sind simulierte Feuereinsätze und Überlebensbewegungen, 

sowohl in militärischen Liegenschaften als auch im freien Gelände. Im Rahmen der 
Übung finden auch Nachtübungen mit Einsatz von Manövermunition, Pyrotechnik und 
Nebelmunition statt. Voraussichtliche Ballungsräume und Straßen mit mehr als 

verkehrsüblicher Benutzung sind nicht gemeldet. Die Verkehrsteilnehmer werden 
gebeten im Übungsraum in dieser Zeit entsprechend vorsichtig zu fahren und auf 

verkehrsregelnde Hinweise zu achten. 
 
Anmerkungen und Hinweise 

Die Bevölkerung wird gebeten, sich von Einrichtungen der übenden Truppen 
fernzuhalten. Auf die von liegengebliebenen militärischen Sprengmitteln (Fundmunition 

und dergleichen) ausgehenden Gefahren wird ausdrücklich warnend hingewiesen.  
Unbefugter Umgang mit Sprengmitteln kann nach dem Waffengesetz und dem 
Sprengstoffgesetz strafrechtlich verfolgt werden. Übungsschäden sind innerhalb eines 

Monats nach Beendigung der Übung schriftlich bei der Gemeinde oder innerhalb von 
drei Monaten nach dem Zeitpunkt, in dem der Geschädigte von dem Schaden und der 

beteiligten Truppe Kenntnis erlangt hat, schriftlich bei der Bundesanstalt für 
Immobilienaufgaben Schadensregulierungsstelle Regionalbüro Süd Nürnberg, 
Rudolfstraße 28-30, 90489 Nürnberg (Tel. 0911/99261-0) geltend zu machen. 

 
Einwendungen oder einschränkende Bedingungen gegen diese Übung sind wegen der 

Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit direkt bei der Truppe anzumelden, ansonsten 
wird Fehlanzeige angenommen. 

 
Schwandorf, 09. April 2024 
Landratsamt Schwandorf 

 
 

 


